
 

 

 
 
Kundeninformationen und Versicherungsbedingungen 

 

 
Die asspario Haftpflichtversicherung -T20.1- für 
 

• Familien/Partner/Single 

• Lehrer 

• Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst 
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Sehr geehrte Kundin, 

sehr geehrter Kunde, 

 

besten Dank für Ihr Interesse an unseren asspario-Produkten. 

 

Die Basis unseres gegenseitigen Vertrages bilden die 

 

• Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB), 

• Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen und Zusatzbedingungen zur asspario Haftpflichtversicherung für Privat-
personen, private Tierhalter, Lehrer, Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst, Gewässerschäden (BBR) 

• sowie gesetzliche Bestimmungen. 

 

Der vereinbarte Versicherungsschutz sowie die dazugehörigen Versicherungsbedingungen sind im Versicherungsschein beschrieben. 

 

Soweit wir in den Versicherungsunterlagen die männliche Form der Bezeichnung (z. B. Versicherungsnehmer, Ehegatte) verwenden, ist 
dabei auch immer die weibliche Bezeichnung mit gemeint. 

 

Bei allen Fragen zum Produkt steht Ihnen auch Ihr Vermittler gerne zur Verfügung. 

 

Ihr 

asspario Versicherungsdienst GmbH 
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DSGVO Information für Kunden der asspario   

(Stand 01/2019)  

  

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die asspario Versiche-
rungsdienst GmbH und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte   

  

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung  

Den jeweils Verantwortlichen entnehmen Sie bitte Ihren Vertragsunterlagen:   

  

asspario Versicherungsdienst GmbH  

Riegelgrube 5a  

55543 Bad Kreuznach   

  

 Telefon   +49 (0) 671 88765-0  

 Telefax    +49 (0) 671 88765-299  

 Email    info@asspario.de  

  

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der o.g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter  

– oder per E-Mail unter: datenschutz@asspario.de  

  

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des  

Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgeset-
zes (VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf die „Verhaltensre-
geln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben 
genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie im Internet unter 

https://goo.gl/t69QU1 abrufen.   

  

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Ab-
schluss des Vertrages und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zu-
stande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstel-
lung. Angaben zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie hoch 
der Schaden ist.  

  

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten nicht möglich.  

  

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z.B. 
für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit der asspario bestehen-
den Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer 
Vertragsanpassung, -ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen. Rechtsgrundlage für 
diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. 
Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss eines  

Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein.  

Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 
BDSG. Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) 
DSGVO). Dies kann insbesondere erforderlich sein:   

- zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT Betriebs,   

- zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte der Unternehmen der Gruppe die 

Bayerische und deren Kooperationspartner sowie für Markt- und Meinungsumfragen,  

- zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinwei-

sen, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten können.   

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B.  

aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) 
DSGVO. Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir 
Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.  
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Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten Rückversi-
cherer:  

Die von durch die Risikoträger der asspario übernommenen Risiken werden bei speziellen Versicherungsunternehmen 
(Rückversicherer) versichert. Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen Rückversiche-
rer zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann. Darüber 
hinaus ist es möglich, dass der Rückversicherer unser Unternehmen aufgrund seiner besonderen Sachkunde bei der Ri-
siko- oder Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung von Verfahrensabläufen unterstützt. Wir übermitteln Ihre Daten an 
den  

Rückversicherer nur soweit dies für die Erfüllung unseres Versicherungsvertrages mit Ihnen erforderlich ist bzw. im zur 
Wahrung unserer berechtigten Interessen erforderlichen Umfang. Unter anderem ist die General Reinsurance AG für uns 
als Rückversicherer tätig. Nähere Informationen stellt Ihnen diese hier zur Verfügung:  

http://media.genre.com/documents/PN_Art14_DEUTSCH_20180411.pdf. Sie können die Informationen auch unter den oben 
genannten Kontaktinformationen anfordern.   

  

Vermittler:  

Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum  

Abschluss und zur Durchführung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser 
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und Bera-
tung in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen.   

 

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:   

Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in 
der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder mehreren 
Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen 
Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen Postbearbeitung zentral durch 
ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleisterliste  LINK  finden Sie die Unternehmen, die an einer zentra-
lisierten Datenverarbeitung teilnehmen.   

  

Externe Dienstleister:   

Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. Eine Auflistung der von 
uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie 
der jeweils aktuellen Version auf unserer Internetseite unter LINK entnehmen.  

  

Schadenregulierung in der Rechtsschutzversicherung:  

Wir übermitteln Ihre Daten zum Zweck der Schadenregulierung an die Itzehoer Rechtsschutz-Schadenservice GmbH als unser  

Schadenabwicklungsunternehmen nach § 164 VAG. Rechtsgrundlage dieser Übermittlungen sind Art. 6 Abs. 1b) und f)  

DSGVO. Übermittlungen auf Grundlage dieser Bestimmungen dürfen nur erfolgen, soweit dies zur Wahrnehmung berechtigter Interes-
sen unseres Unternehmens erforderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die 
den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. Detaillierte Informationen zur Itzehoer Rechtsschutz-Schadenservice 
GmbH und den Einzelheiten der Datenverarbeitung finden Sie unter: LINK  

  

Weitere Empfänger:  

Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur  

Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z.B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden).  

  

Dauer der Datenspeicherung  

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten, sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es 
vorkommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend ge-
macht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen 
Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter anderem 
aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jah-
ren.  

  

Betroffenenrechte  

Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können  

Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf 
Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturier-
ten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen.  
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Widerspruchsrecht  

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich 
aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen.  

Verarbeiten wir Ihre Daten aufgrund Ihrer Einwilligung, so können Sie die Einwilligung jederzeit widerrufen. Durch den Wider-
ruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht be-
rührt.  

  

Beschwerderecht  

Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzauf-
sichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz, Postfach 30 40, 55020 Mainz   

  

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft.  

Die Risikoträger der asspario, namentlich die BA die Bayerische Allgemeine Versicherung AG und die Itzehoer VVaG nutzen das  

Hinweis- und Informationssystem (HIS) der informa HIS GmbH zur  Unterstützung der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachver-
haltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein  

Austausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Nähere Informationen dazu finden Sie unter:   

  

https://www.informahis.de/fileadmin/HIS/Informationsblatt_EUDSGVO_Anfrage.pdf  

 

Consumer Data GmbH finden Sie unter: https://finance.arvato.com/icdinfoblatt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer  

Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes in der KfzHaftpflicht-
versicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür er-
forderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfol-
gen.  

  

Bonitätsauskünfte  

Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir bei Auskunfteien (z.B. infoscore Consumer  

Data GmbH) Informationen zur Beurteilung Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens ab. Nähere Informationen über die infoscore  
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Produktinformationsblatt 

Produktinformationsblatt zur asspario Haftpflichtversicherung für 

➢ Familien/Partner/Single 

➢ Tierhalter 

➢ Lehrer oder Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst 

➢ Besitzer von Heizölbehältern 

 

Vorbemerkung 

Mit dem Produktinformationsblatt erhalten Sie einen kurzen Überblick über die asspario Haftpflichtversicherung. 

Bitte beachten Sie: Diese Informationen sind nicht abschließend. 

Weitere wichtige Informationen entnehmen Sie den nachfolgenden Unterlagen 

• Vorschlag zur asspario Haftpflichtversicherung 

• Antrag zur asspario Haftpflichtversicherung 

• Allgemeine Kundeninformationen 

• Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB), Stand 04/16 

• Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen und Zusatzbedingungen (BBR), Stand 01/20 

 

Art der Versicherung / Versicherte Risiken / Risikoausschlüsse 

Bei diesem Versicherungsvertrag handelt es sich um eine Haftpflichtversicherung. 

 

Mit dem Begriff Haftpflicht bezeichnet man die Verpflichtung zum Schadensersatz. Diese Verpflichtung ergibt sich aus einzelnen gesetz-
lichen Bestimmungen, in denen geregelt ist, dass jemand, der einem anderen einen Schaden zufügt, diesen entsprechend zu ersetzen 
hat. 

 

Aufgabe der Haftpflichtversicherung ist es, Sie vor Schadensersatzansprüchen, die gegen Sie erhoben werden, zu schützen. Das heißt, 
die Haftpflichtversicherung erledigt für Sie, was in einem solchen Fall zu tun ist: die Prüfung der Frage, ob und in welcher Höhe für Sie 
eine Verpflichtung zum Schadensersatz besteht; 

 

• wenn ja, die Wiedergutmachung des Schadens in Geld; 

• wenn nein, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche. 

 

Kommt es dann zu Rechtsstreitigkeiten, führt der Versicherer für Sie als Ihr Haftpflichtversicherer den Prozess und trägt die Kosten  

Hinweis: Lehnt der Versicherer die Zahlung unberechtigter Ansprüche ab, heißt es oft, die Versicherung will nicht bezahlen. Bitte beden-
ken Sie, dass Sie (und somit auch Ihre Haftpflichtversicherung) solche Schadensersatzforderungen nicht bezahlen müssen, weil dazu 
keine rechtliche Verpflichtung besteht. 

 

Deshalb empfehlen wir Ihnen, sich mit uns abzustimmen, bevor Sie gegenüber dem Anspruchsteller ein Schuldanerkenntnis abgeben 
oder eine Zahlung leisten. Denn sollten wir bei der Haftungsprüfung feststellen, dass Sie gesetzlich nicht zum Schadensersatz verpflich-
tet sind, würde von uns keinen Ersatz geleistet. 

 

Es gibt verschiedene Arten einer Haftpflichtversicherung, je nachdem, in welcher Eigenschaft oder für welchen Zweck Sie den Versiche-
rungsschutz benötigen. 

 

Privat-Haftpflichtversicherung für Familien/Partner/Single 

Schützt Sie gegen begründete und unbegründete Schadensersatzansprüche aus den Gefahren des täglichen Lebens als Privatperson. 
Den genauen Umfang entnehmen Sie Abschnitt A „Privat-Haftpflichtversicherung“ der BBR. 

 

Tierhalter-Haftpflichtversicherung 

Schützt Sie gegen begründete und unbegründete Schadensersatzansprüche als privater Halter von Tieren. 

Den genauen Umfang entnehmen Sie Abschnitt B „Tierhalter-Haftpflichtversicherung“ der BBR. 

 

Berufs-Haftpflichtversicherung für Lehrer, Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst 

Schützt Sie gegen begründete und unbegründete Schadensersatzansprüche aus der Tätigkeit als Lehrer, Beamter oder Angestellter im 
öffentlichen Dienst. Den genauen Umfang entnehmen Sie Abschnitt C Berufs-Haftpflicht -versicherung für Lehrer bzw. D für Beamte 
und Angestellte im öffentlichen Dienst der BBR. 
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Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung für Besitzer von Heizölbehältern 

Schützt Sie gegen begründete und unbegründete Schadensersatzansprüche aus der Lagerung und Verwendung von Heizöl. Den ge-
nauen Umfang entnehmen Sie Abschnitt F Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung der BBR. 

Um welche Art der Haftpflichtversicherung es sich in Ihrem konkreten Fall handelt, entnehmen Sie dem Vorschlag/Antrag oder Versi-
cherungsschein. 

 

Risikoausschlüsse 

Risikoausschlüsse/-begrenzungen sind ebenfalls in den jeweiligen Abschnitten der AHB und BBR genannt. Hierzu einige Beispiele, für 
die kein Versicherungsschutz gewährt wird: 

• Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund eines Vertrags oder einer Zusage über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht 
hinausgehen (d.h. Schäden, für die Sie nicht durch gesetzliche Vorschriften zum Schadensersatz verpflichtet sind) 

• Schäden, die Sie in häuslicher Gemeinschaft mit Ihnen lebenden Angehörigen oder im Versicherungsvertrag mitversicherten 
Personen zufügen (z. B. Ehegatte, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, Kinder) 

• Geldstrafen und Bußgelder (hierbei handelt es sich nicht um Haftpflichtansprüche). 

 

Beitrag, Fälligkeit und Zahlungszeitraum 

• Zu zahlender Gesamt-Jahresbeitrag*       __ __ __ __ EUR 

• Zahlweise □ jährlich □ 1/2-jährlich □ 1/4-jährlich □ monatlich 

• Zu zahlender Gesamt-Jahresbeitrag gemäß Zahlweise*      __ __ __ __ EUR 

• Erstmals zum Versicherungsbeginn            __ __ __ __ __ __ __ __ 

• Vertragsablauf              __ __ __ __ __ __ __ __ 

*inkl. aller Zuschläge und Nachlässe sowie der gesetzlichen Versicherungssteuer 

 

Die jeweiligen Fälligkeiten und den Zahlungszeitraum entnehmen Sie ebenfalls dem Vorschlag. Weitere Einzelheiten entnehmen Sie 
dem Abschnitt Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung der AHB. 

 

Beitragszahlung und Rechtsfolgen bei verspäteten oder unterbliebenen Zahlungen 

Ihre Zahlung des Erst- oder Einmalbeitrages gilt als rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des 
Versicherungsscheins erfolgt. Zahlungen von Folgebeiträgen gelten als rechtzeitig, wenn sie jeweils zu den im Versicherungsschein 
genannten Fälligkeiten geleistet werden. Sofern Sie uns eine Einzugsermächtigung (Lastschriftverfahren) erteilen, gilt Ihre Zahlung je-
weils als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum angegebenen Fälligkeitstag von uns eingezogen werden kann und Sie der berechtigten Ein-
ziehung nicht widersprechen. Nicht rechtzeitige Zahlung des Erst- oder Einmalbeitrages oder eines Folgebeitrages kann zum Verlust 
des Versicherungsschutzes führen. 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie dem Abschnitt Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung der AHB. 

 

Leistungsausschlüsse 

Kein Versicherungsschutz besteht zum Beispiel bei Schäden, 

• die Sie absichtlich herbeiführen (Vorsatz) 

• die Sie selbst erleiden (Eigenschäden) 

• die Sie durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges, bestimmter Luft - oder Wasserfahrzeuge herbeiführen, weil es dafür spe-
zielle Haftpflichtversicherungen gibt, z. B. die Kfz-Haftpflichtversicherung, die jeder Halter eines Kraftfahrzeuges abschließen 
muss. 

 

 

 

Pflichten (Obliegenheiten) 

Bei Abschluss des Versicherungsvertrages, während der Vertragslaufzeit und bei Eintritt des Versicherungsfalles sind bestimmte Pflich-
ten zu erfüllen. 

 

Fahrlässige, grob fahrlässige oder vorsätzliche Pflichtverletzungen können uns, je nachdem berechtigen, vom Vertrag zurückzutreten, 
den Vertrag zu kündigen, die Leistungen zu kürzen bzw. ganz zu versagen oder die Vertragsbestimmungen bzw. den Beitrag anzupas-
sen. 

 

Einige Beispiele nennen wir Ihnen in diesem Produktinformationsblatt. Weitere Einzelheiten entnehmen Sie Abschnitt Obliegenheiten 
des Versicherungsnehmers der AHB.  

 

• bei Vertragsabschluss 

Prüfen Sie genau, welchen Haftpflicht-Risiken Sie ausgesetzt sind. Lassen Sie sich dabei von uns beraten. Bei Abschluss des Versiche-
rungsvertrages erfragen wir schriftlich oder in Textform Gefahrenumstände, die für uns erheblich sind. Unsere Fragen sind wahrheitsge-
mäß und vollständig zu beantworten. 
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• während der Vertragslaufzeit 

Melden Sie uns neue Risiken, die nach Vertragsabschluss entstanden sind, z. B. Änderung des Familienstandes, Anschaffung eines 
Hundes oder Pferdes, Bau eines Hauses, Eröffnung eines Betriebes. 

 

• bei Eintritt des Versicherungsfalls 

Bei Eintritt des Versicherungsfalls sind insbesondere Sie verpflichtet, uns den Eintritt des Versicherungsfalls, nachdem Sie bzw. der 
Dritte vom Versicherungsfall Kenntnis erlangt haben, unverzüglich anzuzeigen, uns alle zur Prüfung des Schaden- / Leistungsfalles 
notwendigen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zu überlassen.  

 

Beispiele für weitere Pflichten: 

Erheben Sie sofort Widerspruch gegen einen gegen Sie beantragten gerichtlichen Mahnbescheid. Informieren Sie uns unverzüglich von 
einer gegen Sie erhobenen Klage und reichen Sie alle gerichtlich zugehenden Schriftstücke schnellstens ein. Zeigen Sie uns auch so-
fort an, wenn gegen Sie ein Anspruch gerichtlich geltend gemacht, die Prozesskostenhilfe beantragt oder Ihnen gerichtlich der Streit 
verkündet wird. Das gleiche gilt im Falle eines Arrestes, einer einstweiligen Verfügung oder eines Beweissicherungsverfahrens. 

 

Übrigens: Ihre erste Schadenmeldung können Sie schnell und einfach telefonisch vornehmen. Über das Bayerische Schaden-Service-
Telefon 089-6787-7777 sind wir für Sie 7 Tage die Woche und 24 Stunden täglich erreichbar. 

 

Beginn und Ende des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt mit Einlösung des Versicherungsscheines durch Zahlung des Beitrags, jedoch nicht vor dem verein-
barten Zeitpunkt. Beachten Sie hierzu auch den Abschnitt „Beitragszahlung und Rechtsfolgen bei verspäteten oder unterbliebenen Zah-
lungen“. 

 

Der Versicherungsschutz endet mit Beendigung des Versicherungsvertrags und in anderen vertraglich oder gesetzlich genannten Fäl-
len. 

 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie Abschnitt Dauer und Ende des Vertrags / Kündigung der AHB. 

 

Hinweis zur Beendigung des Vertrags 

Der Vertrag endet durch Kündigung oder Risikofortfall und in weiteren vertraglich oder gesetzlich genannten Fällen. 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie Abschnitt Dauer und Ende des Vertrags / Kündigung der AHB. 

 

Bei Verträgen mit festem Vertragsablauf ohne Verlängerungsvereinbarung endet der Vertrag automatisch zum vereinbarten Zeitpunkt. 
Eine Kündigung ist nicht erforderlich. 

 

• Risikofortfall 

Grundsätzlich erlischt der Versicherungsschutz bei vollständigem und dauerndem Wegfall des versicherten Risikos. Dies ist z. B. beim 
Verkauf eines Hauses bezüglich der Haus- und Grundbesitzerhaftpflicht-Versicherung oder beim Verkauf sämtlicher Tiere bei einer 
Tierhalter-Haftpflichtversicherung der Fall. 

 

Für die Privat-Haftpflichtversicherung besteht nach dem Tod des Versicherungsnehmers der Versicherungsschutz für den mitversicher-
ten Ehegatten oder Partner sowie mitversicherte Kinder bis zur nächsten Beitragsfälligkeit unverändert fort. Zahlt der überlebende Ehe-
gatte oder Partner den nächsten Beitrag, wird dieser automatisch Vertragspartner und führt die Versicherung weiter (siehe BBR A II. 3. 
und A V. 1 und 2.). 

 

Haben Sie im Rahmen einer Privat-Haftpflichtversicherung auch eine Berufs-Haftpflichtversicherung (z. B. Lehrer- Haftpflicht) abge-
schlossen und Sie geben diesen Beruf auf, wird nur die Berufs-Haftpflicht aus dem Vertrag ausgeschlossen. Die Privat-Haftpflichtversi-
cherung bleibt weiter bestehen. 
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Allgemeine Kundeninformationen 

 

Angaben der Gesellschaften 

 

➢ Gesellschaftsangaben 

(Identität des Versicherers) 

 

BA die Bayerische Allgemeine Versicherung AG  

Rechtsform:   Aktiengesellschaft 

Registergericht und Registernummer: Amtsgericht München, HRB 41186 

 

Vorsitzender des Aufsichtsrats: Prof. Dr. Alexander Hemmelrath 

Vorstand:    Martin Gräfer (Vorsitzender) 

Thomas Heigl 

Dr. Herbert Schneidemann 

 

Postanschrift:   Thomas-Dehler-Str. 25 

    81737 München 

 

➢ Ladungsfähige Anschrift 

Hausanschrift:   Thomas-Dehler-Str. 25 

    81737 München 

 

➢ Hauptgeschäftstätigkeit 

Die BA die Bayerische Allgemeine Versicherung AG ist durch Erlaubnis der zuständigen Aufsichtsbehörde zum Betrieb der Schaden- 
und Unfallversicherung berechtigt. 

 

➢ Aufsichtsbehörde 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

Bereich Versicherungen 

Graurheindorfer Straße 108 

53117 Bonn 

 

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann. 

 

Für den oben genannten Versicherer handeln wir namens und in Vollmacht als Ihr Assekuradeur: 

 

Anschrift: 

asspario Versicherungsdienst GmbH 

Riegelgrube 5a 

55543 Bad Kreuznach 

Tel. (0 671) 88765-0 

Fax: (0 671) 88765-299 

Mail: info@asspario.de 

 

Geschäftsführung: Uwe Schumacher, Rainer Brandt, Arne Buchhop 

Handelsregister: Bad Kreuznach HRB 23985 

 

➢ Informationen zur Versicherungsleistung und zum Gesamtbeitrag 

Die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, wie Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Versicherungsleistungen sowie den 
Gesamtbeitrag (Gesamtpreis und eingerechnete Kosten) haben wir Ihnen bereits im jeweiligen Produktinformationsblatt, den zugehöri-
gen allgemeinen Versicherungsbedingungen bzw. in unserem Vorschlag genannt. 

 

 

 



  

 

asspario Haftpflichtversicherung  11 
Stand: 10.2020  T20.1 Haftpflicht 

 

 

 

➢ Ansprechpartner zur außergerichtlichen Schlichtung 

Ihre individuelle, persönliche und kompetente Beratung ist unser Ziel. Sollten Sie dennoch einmal nicht zufrieden sein, wenden Sie sich 
bitte an 

 

• Beauftragter für die Anliegen der Mitglieder 

BA die Bayerische Allgemeine Versicherung AG  

-Beschwerdemanagement- 

Thomas-Dehler-Str. 25 

81737 München 

 

oder an den Versicherungsombudsmann als gesetzliche Schlichtungsstelle zur außergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten: 

 

• Versicherungsombudsmann 

Versicherungsombudsmann e.V. 

Postfach 08 06 32 

10006 Berlin 

Internet: www.versicherungsombudsmann.de 

Ihr Recht, unmittelbar den Rechtsweg zu beschreiten, wird dadurch nicht berührt. 

 

➢ Gültigkeitsdauer von Vorschlägen und sonstigen vorvertraglichen Angaben 

Die Ihnen für den Abschluss Ihres Versicherungsvertrages zur Verfügung gestellten Informationen haben eine befristete Gültigkeits-
dauer. Dies gilt sowohl bei unverbindlichen Werbemaßnahmen (Broschüren, Annoncen, etc.) als auch bei Vorschlägen und sonstigen 
Preisangaben. Sofern in den Informationen keine Gültigkeitsdauer angegeben ist, gelten sie für eine Dauer von vier Wochen nach Ver-
öffentlichung. 

 

➢ Bindefrist 

Sie sind an Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrages einen Monat gebunden. 

 

➢ Zustandekommen des Vertrages 

Der Vertrag kommt durch Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrages und unsere Annahmeerklärung durch Übersendung 
des Versicherungsscheines zustande, wenn Sie nicht von Ihrem Widerrufsrecht Gebrauch machen. Im Fall von Abweichungen von Ih-
rem Antrag oder den getroffenen Vereinbarungen sind diese – einschließlich Belehrung und Hinweise auf die damit verbundenen 
Rechtsfolgen – in Ihrem Versicherungsschein gesondert aufgeführt. 

 

➢ Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Erstbeitrag unverzüglich nach 
Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des Versicherungsscheins bezahlt worden ist. Für den Fall, dass Sie den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht unverzüglich, sondern zu einem späteren Zeitpunkt zahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. 
Sofern bestimmte Wartezeiten bestehen, sind diese in dem jeweiligen Produktinformationsblatt enthalten. 

 

➢ Vorläufige Deckung 

Der Versicherungsschutz kann im Einzelfall auf Grund einer vorläufigen Deckungszusage ab dem darin genannten Zeitpunkt in Kraft 
treten. Diese ist ein eigenständiger Versicherungsvertrag, der insbesondere nach endgültigem Abschluss der Vertragsverhandlungen 
oder bei Vorlage des Versicherungsscheins über den endgültigen Versicherungsschutz endet. 

 

➢ Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) widerru-
fen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) in Verbindung mit den 
§§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben, jedoch nicht vor Erfüllung 
unserer Pflichten gemäß § 312g Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches in Verbindung mit Artikel 246 § 3 des Einführungsge-
setzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf 
ist zu richten an: asspario Versicherungsdienst GmbH, Riegelgrube 5a, 55543 Bad Kreuznach. Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 
wirksam ausgeübt, sind Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zu-
sammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des Versiche-
rers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe 
darf weder vereinbart noch verlangt werden. 
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➢ Widerrufsfolgen  

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 
entfallenden Teil der Beiträge, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten, dabei handelt es 
sich pro Tag um einen Betrag in Höhe von 1/360 des von Ihnen für ein Jahr zu zahlenden Beitrags. Die Erstattung zurückzuzahlender 
Beiträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor Ende der 
Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszuge-
ben sind. 

 

➢ Besondere Hinweise  

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, 
bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem 
Monat. Soweit eine vorläufige Deckung erteilt wurde, endet diese mit dem Zugang des Widerrufs bei uns. 

 

➢ Laufzeit, Mindestlaufzeit 

Zu Laufzeit und Beendigung des Vertrags verweisen wir auf die Hinweise im Produktinformationsblatt. 

 

➢ Beendigung des Vertrages 

Einzelheiten entnehmen Sie dem Produktinformationsblatt und den Versicherungsbedingungen. 

 

➢ Anwendbares Recht/Gerichtsstand 

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

Ansprüche gegen uns als Versicherer können Sie vor dem Gericht an Ihrem Wohnort bzw. gewöhnlichen Aufenthaltsort oder vor dem 
Amts- bzw. Landgericht in München (Sitz der Gesellschaft) geltend machen. 

 

➢ Vertragssprache 

Sämtliche das Vertragsverhältnis betreffende Informationen und Kommunikation finden in deutscher Sprache statt, es sei denn, dass im 
Einzelfall anders lautende Vereinbarungen getroffen werden. 

 

➢ Zahlweise 

 

• Erstbeitrag 

Ihre Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags gilt als rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des 
Versicherungsscheins erfolgt. 

 

• Folgebeitrag 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitraums 
bewirkt ist. 

 

• SEPA-Lastschrift-Mandat 

Ist mit Ihnen die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt Ihre Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem im Ver-
sicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Fälligkeitstag eingezogen werden kann und Sie einer berechtigten Einzie-
hung nicht widersprechen. 

 

• Zahlweise 

Falls wir mit Ihnen unterjährige Zahlweise vereinbaren, ist grundsätzlich jährliche, ½-jährliche, ¼-jährliche oder monatliche Beitragszah-
lung möglich, wobei ein Zuschlag für unterjährige Beitragszahlung berechnet werden kann. 

  



  

 

asspario Haftpflichtversicherung  13 
Stand: 10.2020  T20.1 Haftpflicht 

Leistungsübersicht Privathaftpflichtversicherung 

 asspario 
fair select 
BBR 01/20 

Deckungssummen  
Personenschäden bis 7.500.000 EUR 

Sachschäden  
bis 7.500.000 EUR 

Personenschadenlimitierung - 
Vermögensschäden bis 7.500.000 EUR 
Versicherte Person  

Eltern (im Haushalt) ● 

Au-pair, Gastschüler u.ä. -- 
Im Haushalt tätige Personen ● 
Pflegebedürftige im Haushalt - 
Volljährige Kinder bei Arbeitslosigkeit max. 1 Jahr 
Volljährige Kinder freiw. soziales Jahr u.ä. ● 
Volljährige unverheiratete Kinder bis zum 
Abschluss ihrer Schul-/Berufserstausbildung 

● 

Volljährige Kinder Zivil-/Wehrdienst ● 
Wartezeit Ausbildungs-, Studienplatz 1 Jahr 

Schuldunfähigkeit von Kindern und sonstigen 
mitversicherten Personen 

bis 2.500 EUR 

Volljährige unverheiratete Kinder nach dem 
Abschluss der Berufsausbildung im Haushalt 
(auch wenn berufstätig) 

- 

Regressansprüche gegen Mitversicherte ● 

Ansprüche von Versicherten untereinander Ansprüche von Versicherten 
außerhalb des Familienverbundes 

Nachversicherung 6 Monate bei Fortfall der 
Mitversicherung ● 

Personen, die in Notfallsituationen einer 
versicherten Person freiwillig Hilfe leisten ● 

Ansprüche von im Haushalt des VN 
beschäftigten Personen auf Grundlage des 
AGG (Diskriminierung) 

● 

Behinderte volljährige Kinder ● 
Kinder von mitversicherten Kindern -- 
Volljährige Kinder bis zum Abschluss ihrer 
Schul- / Berufsausbildung ● 

Minderjährige unverheiratete Kinder ● 
Ehegatte oder eingetragener Lebenspartner des VN ● 
VN als Dienstherr im Haushalt tätiger Personen ● 
Immobilien / Mietsachschäden  

Mietsachschäden Gebäude ● 
Bauvorhaben (Bausumme) bis 50.000 EUR 
Vermietung Zimmer/ Wohnungen ● 
Wohnung (auch Ferienwohnung) -- 
Miete Ferienwhg/-haus Ausland -- 

Selbst bewohntes Haus im Inland ● 
Erneuerbare Energien / Kraft-Wärme-Kopplung, z.B. Photovoltaikanlagen -- 
unbebaute Grundstücke -- 
Als Miteigentümer von Gemeinschaftsanlagen zu 
den Objekten z.B. Spielplätze, gemeinschaftliche 
Zugänge, Abstellplätze für Abfallbehälter 

-- 

Vermietung  

Von Betten an Feriengäste - 
Von Wohnungen, auch Ferienwohnungen / eines 
Wochenendhauses, eines Ferienhauses Deutschland 

Von Wohnungen, auch Ferienwohnungen / eines 
Wochenendhauses, eines Ferienhauses in 
Deutschland 

● 

Einer Wohnung im selbst bewohnten 
Zweifamilienhaus ● 

Einer Einliegerwohnung im selbst bewohnten 
Einfamilienhaus ● 

Einzelner Räume der selbst bewohnten Wohnung - zu Wohnzwecken ● 
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und gewerblich 

Ein Einfamilienhaus in Deutschland 
(selbstbewohnt) ● 

von bis zu zwei Eigentumswohnungen und maximal 30.000 EUR BJM im selbstgenutzten  
Mehrfamilienhaus 

-- 

HuG-Risiko  

Ein Kleingarten einschließlich Laube in Europa ● 
Streu- / Reinigungspflicht ● 
Zum Objekt gehörende Garagen und Gärten ● 
Ein Wohnwagen (Dauercamping in Europa nicht 
zugelassen) 

● 

Ein Wochenend- / Ferienhaus ● 
Ein Zweifamilienhaus in Deutschland 
(selbstbewohnt) - 

Fahrzeuge  

Be- und Entladeschäden - 
Segelboote (Segelfläche) -- 
Kfz-Reinigung und -Pflege -- 
Modellfahrzeuge ● 
Surf- und Kitebrett ● 
Fremde Motorboote bis 80 PS ● 
Eigene Motorboote bis 5 PS - 
Ruder-, Paddelboote, etc. sowie fremde 
Windsurfbretter und Segelboote (ohne Motor) -- 

Nicht versicherungspflichtige Flugmodelle, 
unbemannte Ballone und Drachen ● 

Flugmodelle inkl. Motor bis 5 kg Fluggewicht, z. B. Drohnen -- 
Ferngesteuerte Land- und 
Wasserfahrzeugmodelle ● 

Nicht versicherungspflichtige Anhänger ● 
Selbst fahrende Arbeitsmaschinen mit nicht 
mehr als 20 km/h ● 

Ausschließlich auf nicht-öffentlichen Wegen 
und Plätzen verkehrende Fahrzeuge ohne km/h-Begrenzung ● 

Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h ● 
Fahrräder und alle anderen nicht selbst 
fahrenden Landfahrzeuge ● 

Fahrradfahren inkl. nicht 
versicherungspflichtiger Pedelcs ● 

Mallorca-Deckung  -- 
Betankungsschäden -- 
Fremde Sachen  

Beschädigung geliehener, gemieteter 
beweglicher Sachen bis 1.000 EUR 

Mietsachschäden bewegl. Sachen FeWo bis 1.000 EUR 
Abhandenkommen fremder bewegliche Sachen, die zu privaten Zwecken gemie-
tet, gepachtet, geliehen wurden - 

berufliche Schlüssel bis 1.000 EUR 
 

fremde private Schlüssel  

 
bis 1.000 EUR 

 

Dem Arbeitgeber oder dem Arbeitskollegen zugefügte Sachschäden -- 

Tätigkeiten  

Betriebspraktika, Ferienjobs ● 
Ehrenamtliche Tätigkeit ● 
fachpraktischer Unterricht ● 
Gefälligkeiten - - 

Kindertagespflege/Tagesmutter unentgeltlich ● 
Kindertagespflege/Tagesmutter entgeltlich bis 1.000 EUR 
Ausübung von Sport ● 
Berufliche Tätigkeiten - 
Nebenberufliche selbstständige Tätigkeiten 
(Jahresumsatz) 

--  

Gewässerschäden  

Kleingebinde bis kg/l je 100l/kg 
max 1.000 l/kg 

Heizöltank (Liter) - 
Schäden durch Abwässer aus dem Rückstau ● 



  

 

asspario Haftpflichtversicherung  15 
Stand: 10.2020  T20.1 Haftpflicht 

des Straßenkanals 
Flüssiggastanks zu den versicherten Objekten ● 
Allmählichkeitsschäden ● 
Öffentlich-rechtliche Ansprüche gemäß Umweltschadengesetz (UschadG) we-
gen Umweltschäden 

● 

Die gesetzliche Haftpflicht aus privatem Eigentum und Besitz von häuslichen 
Abwassergruben 

● 

Restrisiko ● 
Tiere  

Blindenhund Assistenzhund (auch Behindertenbegleit- und 
Signalhund) 

Hüten fremder Hunde ● 
Fremde Pferde (Reiten/Kutschfahrt) ● 
Benutzen fremder Pferdefuhrwerke ● 
Reiten fremder Pferde zu privaten Zwecken ● 
Hüten fremder Hunde und Pferde (nicht 
gewerbsmäßig) ● 

Halten und Hüten zahmer Haustiere und 
gezähmter Kleintiere ● 

Wilde Kleintiere - 
Auslandsaufenthalt (vorübergehend)  

weltweit 1 Jahr 
Europa ● 
Kaution bei Schäden in Europa - 
Sonstiges  

GDV-Garantie asspario Garantie-Paket 
Innovationsklausel - Künftige 
Bedingungsverbesserungen 

asspario Garantie-Paket 

Internetnutzung ● 
Erlaubter privater Waffenbesitz (nach 
Waffenklausel) ● 

Forderungsausfall SB: 10.000 EUR 
MSH 

Spezial-Schadenersatzrechtsschutz zur Forderungsausfalldeckung  ● 

Ausfalldeckung auch bei Schäden durch Tierhalter - - 
DS-Maximierung (mehr als 2-fach) 2fach* 
Vorsorgeversicherung (Deckungssumme) ● 
Neuwertersatz - 
Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzung  ● 
Tätigkeit als Betreuer / Vormund (nicht 
gewerblich) ● 

Berufs-Haftpflicht für Beamte und Angestellte 
im öffentlichen Dienst (Verwaltung) inkl. 
Schlüsselverlust (nach besonderen 
Annahmerichtlinien) 

 
● 

Berufs-Haftpflicht für Lehrer inkl. 
Schlüsselverlust (nach besonderen 
Annahmerichtlinien) 

 
● 

Konditionsdifferenzdeckung  -- 

Schadenfreiheitsregelung  falls generell vereinbart 
Vorsorgeversicherung -- 

Prämienfreistellung bei Arbeitslosigkeit --  

Best-Bedingungs-Garantie (erweiterte Vorsorge) -- 
Opferhilfe -- 
Telefonische Erstberatung -- 
Schäden durch Internetnutzung in Europa ● 
Internetnutzung außerhalb Europas ● 
Tägliches Kündigungsrecht ● 

 
 
* maximal 15.000.000 Euro pro geschädigte Person 
  
● = Versichert o = versicherbar (ggfls. über Klausel) - = Nicht versichert 
*Mitversichert, wenn ein zweiter Vertrag bei der asspario bei demselben Risikoträger besteht. Siehe besondere Bedingungen top select.  
 
Der hier dargestellte Versicherungsschutz zeigt nur einen Ausschnitt des Gesamtleistungskataloges. Für alle hier aufgeführten Inhalte gilt: 
Der vollständige Leistungsumfang ergibt sich nur aus den Versicherungsbedingungen und dem Versicherungsschein. 
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Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR) 

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR) und Zusatzbedingungen zur asspario Haftpflichtver-
sicherung für Privatpersonen, private Tierhalter, Lehrer, Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst, Gewäs-
serschäden (Stand 01/20) 

• Es gelten nur die nachfolgend aufgeführten besonderen Bedingungen, Risikobeschreibungen und Zusatzbedingungen, für die 
Versicherungsschutz vereinbart wurde. 

• Die vereinbarte Deckungssumme sowie die in den BBR aufgeführten besonderen Summengrenzen (Höchstersatzleistungen) 
gelten pauschal für Personen-, Sach- und Vermögensschäden. 

A  Privat-Haftpflichtversicherung - BBR asspario Privathaftpflicht – Familienversicherung 

 

I. Versichertes Risiko 

II. Mitversicherte Personen 

III. Was ist darüber hinaus versichert 

1. Immobilien 

2. Mietsachschäden 

3. Schlüsselverlust (privat und beruflich) 

4. Schäden durch deliktunfähige Kinder /sonstige mitversi-
cherte Personen 

5. Betriebspraktikum / Ferienjob 

6. Fachpraktischer Unterricht 

7. Gefälligkeitshandlungen 

8. Ehrenamtliche Tätigkeit / Freiwilligenarbeit 

9. Kindertagespflege / Tätigkeit als Tagesmutter / Tagesvater 
oder Babysitter 

10. Tätigkeit als Betreuer / Vormund 

11. Tiere 

12. Fahrzeuge 

13. Waffenklausel / Signalmittel / Feuerwerk  

14. Ausland  

15. Vermögensschäden  

16. Elektronischer Datenaustausch / Internetnutzung  

17. Vorsorge-Versicherung  

19. Allmählichkeitsschäden 

20. Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen 

21. Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung 
oder sonstigen Diskriminierungen  

22. Forderungsausfalldeckung 

23. Spezial-Schadenersatzrechtsschutz 

24. Beschädigung geliehener und gemieteter beweglicher Sa-
chen 

IV. Was ist nicht versichert  

V. Besondere Vertragsformen (sofern vereinbart)   

1. Familien- und Partnerversicherung mit Kindern (eheähnliche 
Gemeinschaft) 

2. Singleversicherung 

3. Selbstbeteiligung  

VI. Versicherungsschutz, Versicherungsfall 

VII. Leistungen der Versicherung und Vollmacht des 
Versicherers 

VIII. Allgemeine Ausschlüsse 
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I. Versichertes Risiko 

Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestimmungen 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus den 
Gefahren des täglichen Lebens als Privatperson und nicht aus 
den Gefahren eines Betriebes, Berufes, Dienstes oder Amtes.  

 

II. Mitversicherte Personen 

1. Versichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 

a) des Ehegatten oder des eingetragenen Lebenspart-
ners*) 

b) ihrer unverheirateten und nicht in einer eingetrage-
nen Lebenspartnerschaft*) lebenden Kinder (auch 
Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder).  

Bei volljährigen Kindern besteht Versicherungs-
schutz nur, solange sie sich noch in einer Schul- 
oder sich daran unmittelbar anschließenden Berufs-
erstausbildung befinden (berufliche Erstausbildung - 
Lehre und/oder Studium, auch Bachelor und unmit-
telbar angeschlossener Masterstudiengang). 

Der Versicherungsschutz entfällt mit Aufnahme einer 
Zweitlehre, eines Zweitstudiums, der Referendarzeit, 
einer Fortbildungsmaßnahme, eines berufsbegleiten-
den Studiengangs oder dergleichen. 

Unmittelbar und keine Unterbrechung im vorstehen-
den Sinne ist ein Zeitraum von bis zu einem Jahr 
nach Abschluss der Ausbildung, auch wenn in dieser 
Zeit eine Aushilfstätigkeit (so genanntes Jobben) 
ausgeübt wird. 

Gleiches gilt für eine Wartezeit im Anschluss an eine 
Ausbildungsmaßnahme bis zum Erhalt eines Ausbil-
dungs-, Studien- oder Arbeitsplatzes. 

Bei Ableistung von Wehr- oder Zivildienst, z. B. des 
freiwilligen Wehrdienstes (FWD), des Bundesfreiwilli-
gendienstes (BFD) oder eines freiwilligen sozialen 
oder ökologischen Jahres (FSJ/FÖJ), nach der 
Schule, sowie vor, während oder im Anschluss an 
die Berufserstausbildung, bleibt der Versicherungs-
schutz bestehen. 

Für volljährige, unverheiratete bzw. nicht in einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft lebenden Kinder 
besteht Versicherungsschutz auch nach Beendigung 
der Schul- oder beruflichen Erstausbildung bei Ar-
beitslosigkeit in unmittelbarem Anschluss an diese 
Ausbildungsmaßnahmen bis zu einem Jahr nach de-
ren Abschluss. 

Diese Regelungen gelten auch, wenn die Kinder 
während dieser Zeit nicht im gemeinsamen Haushalt 
wohnen. 

Für volljährige, unverheiratete bzw. nicht in einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft lebenden geistig 
und/oder körperlich behinderte Kinder besteht zeit-
lich unbeschränkt weiter Versicherungsschutz. 

Bei ausschließlich körperlicher Behinderung jedoch 
nur, solange eine häusliche Gemeinschaft mit dem 
VN besteht. 

c) der beim VN im gemeinsamen Haushalt lebenden 
und dort amtlich gemeldeten Eltern des VN sowie 
der Eltern des Ehegatten oder des eingetragenen 
Lebenspartners*). 

e) der im Haushalt oder sonstigen privaten Lebensbe-
reichen des VN beschäftigten Personen gegenüber 
Dritten aus dieser Tätigkeit. Das Gleiche gilt für Per-
sonen, die aus Arbeitsvertrag oder gefälligkeitshal-
ber Wohnung, Haus und Garten betreuen oder den 
Streudienst versehen. 

Beschäftigte Personen sind auch Bewerberinnen 
und Bewerber für ein Beschäftigungsverhältnis so-
wie Personen, deren Beschäftigungsverhältnis been-
det ist. 

f) der Personen, die in Notfallsituationen einer über 
den Vertrag versicherten Person freiwillig Hilfe leis-
ten, wenn sich hieraus Schadenersatzansprüche 
Dritter ergeben. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschä-
den, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des VN gemäß dem Sozialgesetzbuch VII han-
delt. 

2. Gegenseitige Haftpflichtansprüche der versicherten Perso-
nen (gemäß Ziffer II) untereinander sind ausgeschlossen. 

Mitversichert sind jedoch gesetzliche Regressansprüche von 
Sozialversicherungsträgern, Sozialhilfeträgern, privaten Kran-
kenversicherern und Arbeitgebern sowie gesetzliche Haft-
pflichtansprüche von mitversicherten Personen nach A II. 1. d), 
e) und f) gegen alle sonstigen versicherten Personen. 

3. Fortsetzung der Privat-Haftpflichtversicherung nach dem 
Tod des VN: 

Für die unter A II. 1. mitversicherten Personen besteht im To-
desfall des VN der Versicherungsschutz bis zum nächsten Bei-
tragsfälligkeitstermin fort. 

Wird die nächste Beitragsrechnung durch den überlebenden 
Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartner*) oder einer 
sonstigen mitversicherten Person eingelöst, wird dieser Versi-
cherungsnehmer. 

4. Nachversicherung: 

Entfällt die Mitversicherung von den in A II. 1. a) - c) genann-
ten Personen weil z. B. 

• die Ehe rechtskräftig geschieden, eine eingetragene 
Lebenspartnerschaft*) rechtskräftig aufgehoben oder 
die häusliche Lebensgemeinschaft mit dem/der nach 
A V. 1. mitversicherten Lebensgefährten/in beendet 
wurde 

• die Kinder nach der Ausbildung berufstätig werden 
oder geheiratet haben 

• der VN verstorben ist (siehe hierzu A II. 3.) 

besteht der Versicherungsschutz weiter bis zur nächsten Bei-
tragshauptfälligkeit, höchstens aber für 6 Monate nach Fortfall 
der Mitversicherung. 

Wird von den Personen bis dahin kein neuer Versicherungs-
schutz bei der asspario beantragt, entfällt der Versicherungs-
schutz rückwirkend. 

A II. 3. wird hierdurch nicht eingeschränkt. 

 

III. Was ist darüber hinaus versichert 

1. Immobilien 

1.1 Versichert ist –abweichend von Ziffer A IV. 2.– die gesetzli-
che Haftpflicht als Inhaber 

b) eines selbst bewohnten Einfamilienhauses in 
Deutschland (gleich welcher Typ, z. B. freistehend, 
Reihenhaus, Doppelhaushälfte). 

Mitversichert ist bei den Objekten von a) und b) auch eine ge-
werbliche Teilnutzung durch versicherte Personen als z. B. 
Büro-, Praxis- oder Lagerraum.  

Besteht dafür Versicherungsschutz über einen anderen Haft-
pflichtversicherungsvertrag, z. B. einer Berufs- oder Betriebs-
haftpflichtversicherung, entfällt der besondere Versicherungs-
schutz aus diesem Vertrag. 

c) eines Wochenend- oder Ferienhauses (auch z. B. Jagd-
hütte, Finca, Datsche, Stuga), eines auf Dauer fest abgestell-
ten, nicht zugelassenen Wohnwagens (Dauercamping), eines 
Kleingartens einschließlich Laube, innerhalb Europas. 

d) von bis zu fünf separaten Garagen/Carports/Stellplätzen in 
Deutschland. 

Versichert sind zu a) bis c) auch dazugehörige Garagen/Car-
ports/Stellplätze und Gärten, Swimmingpools oder Teiche, pri-
vat genutzte Nebengebäude auf dem versicherten Grundstück, 
wie z. B. Gartenhäuser, Gewächshäuser oder ehemalige 
Scheunen, sowie der Betrieb von Treppenliften. 
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1.2 Versichert ist bei den oben in 1.1 genannten Immobilien 
und Grundstücken die gesetzliche Haftpflicht 

a) aus der Verletzung von Verkehrssicherungspflichten 
die hierzu obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, 
Beleuchtung, Reinigung, Streuen und Schneeräu-
men auf Gehwegen) – auch wenn diese Pflichten 
durch Mietvertrag übernommen wurden. 

Mitversichert ist darüber hinaus bei fremden Immobi-
lien die gesetzliche Haftpflicht als Haushüter, sofern 
gefälligkeitshalber die Betreuung (inkl. der Verkehrs-
sicherung) einer anderen Wohnung oder eines ande-
ren Hauses übernommen wurde. 

b) aus der Vermietung der in Deutschland gelegenen 
Wohnungen, Häusern, Garagen, Carports und Stell-
plätze, des Wohnwagens und Kleingartens. Mitversi-
chert ist auch die Vermietung von Wohnräumen/Zim-
mern zur Untermiete und die Vermietung/Verpach-
tung einzelner Räume zu gewerblichen Zwecken. 

c) aus der Vermietung einer Wohnung im selbstbe-
wohnten Zweifamilienhaus.  

c  

d) als Bauherr oder Unternehmer von Baumaßnahmen 
(Neubauten, Umbauten, Anbauten, Reparaturen, Ab-
bruch- und Grabearbeiten) inklusive privater Eigen-
leistungen, bis zu einer Gesamtbausumme von 
50.0000 EUR je Bauvorhaben. 

Zur Bausumme zählen alle tatsächlichen Aufwen-
dungen für die Gesamtbaumaßnahme. 

Wird dieser Betrag überschritten, entfällt die Mitver-
sicherung. Es gelten dann die Bestimmungen der 
Vorsorge-Versicherung. 

e) als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn 
die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestanden 
hat. 

f) des Insolvenz- und Zwangsverwalters in dieser Ei-
genschaft. 

g) wegen Schäden, die durch häusliche Abwässer so-
wie aus dem Rückstau des Straßenkanals auftreten. 

h) aus privatem Eigentum und Besitz von Flüssig-
gastanks (nicht Heizölbehältern), Abwassergruben 
und Kleinkläranlagen. 

*) Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes oder einer vergleichbaren Partnerschaft nach 
dem Recht anderer Staaten lebt. Als eingetragene Lebenspart-
nerschaft gelten auch die den Partnerschaften im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes vergleichbaren Partnerschaften 
nach dem Recht anderer Staaten. 

 

2. Mietsachschäden 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung 
von Wohnräumen und sonstigen zu privaten Zwecken gemie-
teten Räumen in Gebäuden; sowie von gemieteten Häusern; 
auch an dazugehörigen außen am Gebäude angebrachten Sa-
chen, an Balkonen oder Terrassen sowie an mit dem gemiete-
ten Grundstück fest verbundenen Sachen wie z. B. Zäune, 
Bäume, Swimmingpools und gemauerte Grillanlagen. 

Bei gemieteten Ferienwohnungen und -häusern sowie Hotel-
zimmern (auch Schiffskabinen) ist die Beschädigung von be-
weglichen Einrichtungsgegenständen (z. B. Mobiliar, Gardinen, 
Geschirr) bis 1.000 EUR mitversichert. 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden 

a) durch Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Be-
anspruchung, 

b) an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwas-
serbereitungsanlagen, Elektro- und Gasgeräten, 

c) an Glas, soweit sich der Versicherungsnehmer hier-
gegen besonders versichern kann (z. B. durch eine 
Hausrat-Glas-Versicherung), 

d) durch Schimmelbildung, 

sowie alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 

3. Schlüsselverlust (privat und beruflich) 

Versichert ist – in Ergänzung zu A I. bzw. A IV. 1. a) – die ge-
setzliche Haftpflicht aus der Beschädigung oder dem Abhan-
denkommen von fremden Schlüsseln, die zu privaten Zwecken 
oder im Rahmen einer beruflichen Tätigkeit (vom Arbeitgeber 
oder sonstigen Dritten) überlassen wurden. 

Hierzu zählen insbesondere: 

– Private Haus- und Wohnungstürschlüssel inkl. Gara-
gen-, Keller- und Nebenraumschlüssel zur Mietwoh-
nung (auch General-/Hauptschlüssel für eine zentrale 
Schließanlage)  

– Hotelschlüssel und -chipkarten, auch Zimmersafe-
schlüssel 

– Vereinsschlüssel 

– Schlüssel, die im Zusammenhang mit einer gemäß A 
III. 8. versicherten ehrenamtlichen Tätigkeit/Freiwilli-
genarbeit überlassen wurden 

– Firmenschlüssel und -chipkarten des Arbeitgebers zur 
Zutritt- oder Zeiterfassung 

– Fremde Haus- und Wohnungsschlüssel, die für die 
Ausübung der beruflichen Tätigkeit als Angestellter 
überlassen wurden 

Mitversichert sind Kosten für einen neuen Schlüssel/eine neue 
Chipkarte oder die Sperrung. 

Der Versicherungsschutz umfasst auch die Kosten für das not-
wendige Auswechseln von Schlössern sowie vorübergehende 
Sicherungsmaßnahmen (Notschloss) und – falls erforderlich – 
einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem Zeit-
punkt, an welchem der Verlust des Schlüssels festgestellt 
wurde. 

Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall beträgt 
1.000 EUR.  

Ausgeschlossen sind: 

a) Folgeschäden, die sich aus dem Schlüsselverlust ergeben 
(z. B. Diebstahl, Vandalismus). 

b) Bei Wohnungseigentümern die Kosten für das Auswechseln 
der im Sondereigentum von versicherten Personen stehen-
den Schlössern sowie Schäden in Höhe des Miteigen-
tumsanteils an dem gemeinschaftlichen Eigentum (Eigen-
schaden). 

c) Haftpflichtansprüche aus dem Verlust von sonstigen Wert-
behältnis- oder Wertraumschlüsseln (z. B. von Geldinstitu-
ten) und fremde berufliche Kfz-Schlüsseln sowie Schlüsseln 
zu sonstigen beweglichen Sachen. 

d) Fremde Schlüssel, die versicherten Personen im Rahmen 
einer selbstständigen oder freiberuflichen Tätigkeit überlas-
sen wurden. Dieser Ausschluss gilt nicht, sofern es sich um 
eine mitversicherte selbstständige nebenberufliche Tätigkeit 
gemäß Ziffer A III. 18. handelt. 

 

4. Schäden durch deliktunfähige Kinder/sonstige 
mitversicherte Personen 

Der Versicherer wird sich nicht auf eine Deliktunfähigkeit von 
mitversicherten Personen berufen (z. B. aufgrund der Regelun-
gen der §§ 827 oder 828 Bürgerliches Gesetzbuch), wenn der 
VN es wünscht. 

Eine Leistung erfolgt auch ohne Vorliegen einer gesetzlichen 
Haftung. 

Ein Mitverschulden des Geschädigten wird bei der Leistung 
berücksichtigt. 
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Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall beträgt 
2.500 EUR. 

 

5. Betriebspraktikum / Ferienjob 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht mitversicherter Perso-
nen bei der Teilnahme an einem Betriebspraktikum oder Feri-
enjob, auch für die Beschädigung von Lehrgeräten oder Ma-
schinen. 

 

6. Fachpraktischer Unterricht 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht mitversicherter Perso-
nen bei der Teilnahme an einem fachpraktischen Unterricht (z. 
B. an Fach-, Gesamt- und Hochschulen oder einer Universi-
tät), auch für die Beschädigung von Lehrgeräten oder Maschi-
nen. 

 

7. Gefälligkeitshandlungen 

Es besteht kein Versicherungsschutz bei Schäden, die durch 
Gefälligkeitshandlungen entstehen. 

 

 

8. Ehrenamtliche Tätigkeit / Freiwilligenarbeit 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus einer nicht hoheit-
lichen ehrenamtlichen Tätigkeit oder unentgeltlichen Freiwilli-
genarbeit aufgrund eines sozialen Engagements. 

Hierunter fallen z. B. die Mitarbeit 

• in der Kranken- und Altenpflege; der Behinderten-, Kir-
chen- und Jugendarbeit 

• in Vereinen, Bürgerinitiativen, Parteien und Interessen-
verbänden 

• bei der Freizeitgestaltung in Sportvereinigungen, Mu-
sikgruppen, bei Pfadfindern oder gleichartig organisier-
ten Gruppen 

Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem ande-
ren Haftpflichtversicherungsvertrag (z. B. Vereins oder Be-
triebs-Haftpflichtversicherung), entfällt der Versicherungs-
schutz aus diesem Vertrag. 

Nicht versichert sind die Gefahren aus der Ausübung von 

a) öffentlichen/hoheitlichen Ehrenämtern wie z. B. als 
Bürgermeister, Gemeinderatsmitglied, Schöffe, Lai-
enrichter, Prüfer für Kammern, Angehöriger der Frei-
willigen Feuerwehr. 

b) wirtschaftlichen/sozialen Ehrenämtern mit berufli-
chem Charakter wie z. B. als Betriebs- und Perso-
nalrat, Versichertenältester, Vertrauensperson nach 
§40 SGB IV, beruflicher Betreuer nach §1897 (6) 
BGB. 

 

9. Kindertagespflege / Tätigkeit als Tagesmutter / 
Tagesvater oder Babysitter 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Tätigkeit als 
Tagesmutter / Tagesvater oder Babysitter, insbesondere der 
sich daraus ergebenden Aufsichtspflicht für fremde Kinder im 
eigenen oder fremden Haushalt, auch außerhalb der Woh-
nung, z. B. beim Einkaufen, auf Spielplätzen oder bei Ausflü-
gen. 

Versicherungsschutz besteht auch wenn diese Tätigkeit beruf-
lich ausgeübt wird. Eine Verdiensthöchstgrenze besteht nicht. 
Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall bei entgeltlicher 
Ausübung der Tätigkeit beträgt 1.000€ 

Nicht versichert ist die Ausübung der Tätigkeit für Betriebe und 
Institutionen, wie z. B. Kindergärten, Kindertagesstätten oder 
Kinderhorte oder wenn Mitarbeiter beschäftigt werden. 

Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht der 
fremden Kinder während der Obhut. 

Versichert sind auch – in teilweiser Abänderung von A II. 2. – 
Haftpflichtansprüche 

• der Tageskinder untereinander, sofern es sich nicht 
um Geschwister handelt 

• der Tageskinder gegenüber den durch diesen Vertrag 
versicherten Personen 

Erlangt das Kind Versicherungsschutz aus einem anderen 
Haftpflichtversicherungsvertrag, entfällt der Versicherungs-
schutz aus diesem Vertrag. 

 

10. Tätigkeit als Betreuer / Vormund 

Versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des VN als 
vom Betreuungsgericht (oder gleichartiger berechtigter Stellen) 
bestellter – nicht beruflicher – Betreuer/Vormund für die zu be-
treuende Person. 

Für die Dauer der Betreuung/Vormundschaft ist im Umfang 
dieser Vertragsbestimmungen die persönliche gesetzliche 
Haftpflicht für die betreute Person mitversichert. 

 

11. Tiere 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als 

a) Halter oder Hüter von 

– zahmen Haustieren, z. B. Katzen, Kaninchen, 
Tauben, Frettchen, Pfauen, Schweine, Schafe 
und Ziegen 

– gezähmten Kleintieren, z. B. Singvögel, Papa-
geien, Rennmäuse, Hamster, Meerschwein-
chen, Frösche, Kröten, Schildkröten, Mäuse, 
Farbratten, Gänse und Enten 

– Bienen 

Nicht versichert ist das Halten und Hüten von Hun-
den (ausgenommen des eigenen Assistenzhundes, 
z. B. Blindenführ-, Behindertenbegleit- oder Signal-
hund), Rindern, Pferden, sonstigen Reit- und Zugtie-
ren (z. B. Esel), wilden Tieren sowie von Tieren, die 
zu gewerblichen oder landwirtschaftlichen Zwecken 
gehalten werden, gleichgültig aufgrund welcher 
Rechtsnorm ein Anspruch geltend gemacht wird. 

b) Hüter fremder Hunde – abweichend von A III. 11. a) 
–, jedoch nicht, wenn es sich um eine gewerbsmä-
ßige Hütung handelt. 

Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus ei-
nem anderen Haftpflichtversicherungsvertrag, entfällt 
der Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. 

c) Reiter oder Hüter fremder Pferde (auch bei der Füh-
rung als Handpferd) – abweichend von A III. 11. a) – 
und Benutzer fremder Fuhrwerke zu privaten Zwe-
cken. Andere Reit- und Zugtiere (z. B. Esel) sind hier 
gleichgestellt. 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche der Tier-
halter, Tiereigentümer oder Fuhrwerkseigentümer, 
es sei denn, es handelt sich um Personenschäden. 

Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus ei-
nem anderen Haftpflichtversicherungsvertrag, entfällt 
der Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. 

 

12. Fahrzeuge 

Versichert ist – abweichend von A IV. 5. – die gesetzliche Haft-
pflicht durch den Gebrauch folgender Fahrzeuge: 

a) Fahrräder (auch bei der privaten Teilnahme an Rad-
rennen, z. B. Straßenrundfahrten, Triathlon, Moun-
tainbiking sowie Vorbereitungen hierzu (Training)) 
und alle anderen nicht selbst fahrenden nicht versi-
cherungspflichtigen Landfahrzeuge z. B. Dreiräder, 
Tretroller, Skate-, Kick- und Stickboards, Ski-Lang-
lauf-/Nordic-Cross-Skater, Pedelecs/Elektroräder, 
Rollatoren. 
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b) Kraftfahrzeuge (Kfz) mit nicht mehr als 6 km/h bau-
artbedingter Höchstgeschwindigkeit. 

c) Kfz und Anhänger, die ausschließlich auf nicht-öf-
fentlichen Wegen und Plätzen verkehren, ohne Be-
schränkung der Höchstgeschwindigkeit. Nicht versi-
chert sind Kfz-Rennen sowie die Vorbereitungen 
(Training) dazu. 

d) Motorbetriebene Rollstühle, Kinderfahrzeuge, Golf-
wagen/-buggys, selbstfahrende Arbeitsmaschinen 
(z. B. Aufsitzrasenmäher und Schneeräumgeräte) 
sowie Hub- und Gabelstapler, mit nicht mehr als 20 
km/h und sofern für diese keine Versicherungspflicht 
besteht. 

e) nicht versicherungspflichtige Anhänger. 

f) Ferngelenkte Modellfahrzeuge ohne Stück- und Ge-
schwindigkeitsbeschränkung (Land- und Wasser-
fahrzeugmodelle). 

g) Luftfahrzeuge (z. B. Flugmodelle, unbemannte Bal-
lone, Spiel- und Sportlenkdrachen), die nicht der 
Versicherungspflicht unterliegen.  

j) Motorboote und sonstige Wassersportfahrzeuge mit 
Motor. 

– Fremde mit einer Motorstärke bis 80 PS/58,84 
kW, die sich jedoch nicht im Eigentum von mit-
versicherten Personen befinden dürfen 

Darüber hinaus mitversichert ist der gelegentli-
che Gebrauch von fremden Fahrzeugen mit 
Motoren höherer Leistung, soweit für das Füh-
ren keine behördliche Erlaubnis erforderlich ist. 

k) Surf- und Kitesport-Geräte zu Wasser und an Land, 
wie z. B. Kite-Boards (Kitesurfen), Kite-Ski (Snowki-
ten) oder Kite-Buggys (Kitesailing) sowie Strand- 
bzw. Landsegler. 

 

13. Waffenklausel / Signalmittel / Feuerwerk 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem erlaubten Be-
sitz und aus dem Gebrauch von Hieb-, Stoß-, Signal- und 
Schusswaffen sowie Munition und Geschossen einschließlich 
deren Verwendung im Wasser-, Luft- und alpinen Sportbe-
reich, nicht jedoch zu Jagdzwecken oder zu strafbaren Hand-
lungen. Mitversichert gilt auch die gesetzliche Haftpflicht aus 
dem Besitz und Gebrauch von (Silvester- u. ä.) Feuerwerk. 

 

14. Ausland 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus im Ausland vor-
kommenden Schadenereignissen 

• die auf eine versicherte Handlung im Inland bzw. auf 
ein im Inland oder Ausland bestehendes versichertes 
Risiko zurückzuführen sind 

• die bei einem vorübergehenden Auslandsaufenthalt 
eingetreten sind 

Versicherungsschutz besteht für vorübergehende Auslands-
aufenthalte in Europa ohne eine zeitliche Eingrenzung und 
sonstige vorübergehende außereuropäische Auslandsaufent-
halte bis zu einer Dauer von einem Jahr. 

Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Euro-
päischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, mit 
dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Wäh-
rungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

 

15. Vermögensschäden 

1. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Vermögensschäden, die weder durch Perso-

nen- noch durch Sachschäden entstanden sind. 

2. Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 

1.  durch vom VN (oder in seinem Auftrag oder für 
seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder ge-
lieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstige 
Leistungen; 

2. aus planender, beratender, bau- oder montagelei-
tender, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

3.  aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen 
an wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

4.  aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

5.  aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reise-
veranstaltung; 

6.  aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grund-
stücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen 
Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus 
Kassenführung sowie Untreue oder Unterschla-
gung; 

7.  aus Rationalisierung und Automatisierung; 

8.  der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten 
und Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wett-
bewerbsrechts; 

9.  aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, 
Vor- und Kostenanschlägen; 

10.  aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als 
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vor-
stand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder 
anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichts-
gremien/Organe im Zusammenhang stehen; 

11.  aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder 
behördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder 
Bedingungen des Auftraggebers oder aus sonsti-
ger bewusster Pflichtverletzung; 

12.  aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. 
B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen. In 
teilweiser Abweichung gilt durch A III. 3 Schlüssel-
verlust versichert. 

13.  aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. 
Geräusche, Gerüche, Erschütterungen). 

 

16. Elektronischer Datenaustausch / Internetnut-
zung 

1. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Schäden aus dem Austausch, der Übermitt-
lung und der Bereitstellung elektronischer Daten, z. B. im Inter-
net, per E-Mail oder mittels Datenträger, soweit es sich handelt 
um 

(1)  Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung 
oder Veränderung von Daten (Datenveränderung) 
bei Dritten durch Computer-Viren und/oder andere 
Schadprogramme; 

(2)  Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie 
der Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung 
von Daten bei Dritten und zwar wegen 

• sich daraus ergebender Personen- und Sach-
schäden, nicht jedoch weiterer Datenverän-
derungen 

sowie 

• der Kosten zur Widerherstellung der verän-
derten Daten bzw. Erfassung/korrekter Spei-
cherung nicht oder fehlerhaft erfasster Daten; 

(3)  Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen 

Datenaustausch. 

Für Ziffer 16.1 (1) bis 16.1 (3) gilt: 

Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine aus-
zutauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten 
Daten durch Sicherheitsmaßnahmen und/oder -techni-
ken (z. B. Virenscanner, Firewall) gesichert oder ge-
prüft werden bzw. worden sind, die dem Stand der 
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Technik entsprechen. Diese Maßnahmen können auch 
durch Dritte erfolgen. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, 
richten sich die Rechtsfolgen der Verletzung nach Zif-
fer B3-3.3 AHB. 

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der 
im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten 
ist, wenn diese 

• auf derselben Ursache, 

• auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 
sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder 

• auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstel-
lung elektronischer Daten mit gleichen Mängeln beru-
hen. 

3. Versicherungsschutz besteht für Versicherungsfälle im Aus-
land. 

Dies gilt im Rahmen der vereinbarten Deckungssumme soweit 
die versicherten Haftpflichtansprüche in europäischen Staaten 
und nach dem Recht europäischer Staaten geltend gemacht 
werden. 

Für Schadenfälle außerhalb der Staaten der Europäischen 
Union, der Schweiz, Norwegens, Islands und Lichtenstein be-
trägt die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Ver-
sicherungsjahres 5.000.000 EUR. 

4. Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten 
Tätigkeiten und Leistungen: 

• Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -
Pflege; 

• IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -
Schulung; 

• Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -
wartung, - pflege; 

• Bereithaltung fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, 
Full-Service-Providing; 

• Betrieb von Datenbanken. 

5. Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche 

(1)  wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass der 
VN bewusst 

• unbefugt in fremde Datenverarbeitungssys-
teme/Datennetze eingreift (z. B. Hacker-At-
tacken, Denial of Service Attacks), 

• Software einsetzt, die geeignet ist, die Da-
tenordnung zu zerstören oder zu verändern 
(z. B. Software-Viren, Trojanische Pferde); 

(2) die in engem Zusammenhang stehen mit 

• massenhaft versandten, vom Empfänger un-
gewollten elektronisch übertragenen Informa-
tionen (z. B. Spamming), 

• Dateien (z. B. Cookies), mit denen wider-
rechtlich bestimmte Informationen über Inter-
net-Nutzer gesammelt werden sollen; 

(3) gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mit-
versicherten, soweit diese den Schaden durch be-
wusstes Abweichen von gesetzlichen oder behörd-
lichen Vorschriften (z. B. Teilnahme an rechtswidri-
gen Online-Tauschbörsen) oder durch sonstige 
bewusste Pflichtverletzungen herbeigeführt haben. 

 

17. Vorsorge-Versicherung 

Im Umfang des bestehenden Vertrags ist die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers aus Risiken, die nach Ab-
schluss des Versicherungsvertrags neu entstehen, sofort versi-
chert.  
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung 
des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats 

anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrech-
nung erfolgen. Unterlässt der Versicherungsnehmer die recht-
zeitige Anzeige, entfällt der Versicherungs-schutz für das neue 
Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.  

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko ange-
zeigt wurde, so hat der Versicherungs-nehmer zu beweisen, 
dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung 
und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzei-
gefrist noch nicht verstrichen war. Der Versicherer ist berech-
tigt, für das neue Risiko einen angemessenen Beitrag zu ver-
langen. Kommt eine Einigung über die Höhe des Beitrags in-
nerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang der An-
zeige nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das 
neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 

Ebenfalls besteht Vorsorge-Versicherungsschutz für versiche-
rungspflichtige Tiere. 

Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entste-
hung bis zur Einigung im Sinne von A1-9.1 Absatz 4 auf die 
vereinbarte Versicherungssumme für Personen- und Sach-
schäden und Vermögensschäden begrenzt. 

 

 

19. Allmählichkeitsschäden 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden die 
durch allmähliche Einwirkungen der Temperatur, von Gasen, 
Dämpfen, Feuchtigkeit oder Niederschlägen (Rauch, Ruß, 
Staub und dergleichen) entstehen. 

 

20. Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzun-
gen  

Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus 
Persönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen. Vorsatz 
bleibt ausgeschlossen. 

 

21. Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbe-
handlung oder sonstigen Diskriminierungen 

Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Anfeindung, 
Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen 
Diskriminierungen. Vorsatz bleibt ausgeschlossen. 

 

22. Forderungsausfalldeckung 

1. Gegenstand der Forderungsausfalldeckung 

1.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versi-
cherungsnehmer oder eine mitversicherte Person während der 
Wirksamkeit der Versicherung von einem Dritten geschädigt 
wird (Versicherungsfall) und der wegen dieses Schadenereig-
nisses in Anspruch genommene Dritte seiner Schadenersatz-
verpflichtung ganz oder teilweise nicht nachkommen kann, weil 
die Zahlungs- oder Leistungsunfähigkeit des schadenersatz-
pflichtigen Dritten festgestellt worden ist und die Durchsetzung 
der Forderung gegen ihn gescheitert ist. 

In Erweiterung dieses Versicherungsschutzes besteht auch 
Versicherungsschutz für im Rahmen des vorgenannten De-
ckungsumfangs versicherte Schadenersatzansprüche, denen 
ein vorsätzliches Handeln des Schädigers zugrunde liegt; für 
Schadenersatzansprüche aus der Eigenschaft des Schädigers 
als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Führer eines Kraftfahr-
zeuges entstanden sind. 

Ein Schadenereignis ist ein Ereignis, das einen Personen-, 
Sach- oder daraus resultierenden Vermögensschaden zur 
Folge hat und für den der Dritte aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts zum Schadener-
satz verpflichtet ist (schädigender Dritter). 

1.2 Der Versicherer ist in dem Umfang leistungspflichtig, in 
dem der schadenersatzpflichtige dritte Versicherungsschutz im 
Rahmen und Umfang der Privat-Haftpflichtversicherung des 
Versicherungsnehmers hätte. Daher finden im Rahmen der 
Forderungsausfalldeckung für die Person des Schädigers auch 
die Risikobeschreibungen und Ausschlüsse Anwendung, die 
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für den Versicherungsnehmer gelten. So besteht insbesondere 
kein Versicherungsschutz, wenn der Schädiger den Schaden 
im Rahmen seiner beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit ver-
ursacht hat oder wenn der Schädiger den Versicherungsfall 
vorsätzlich herbeigeführt hat. 

 

2. Leistungsvoraussetzungen 

Der Versicherer ist gegenüber dem Versicherungsnehmer oder 
einer mitversicherten Person leistungspflichtig, wenn 

2.1 die Forderung durch ein rechtskräftiges Urteil oder einen 
vollstreckbaren Vergleich vor einem ordentlichen Gericht in der 
Bundesrepublik Deutschland oder einem anderen Mitglieds-
staat der Europäischen Union, der Schweiz, Norwegens, Is-
land und Liechtenstein festgestellt worden ist. Anerkenntnis-, 
Versäumnisurteile und gerichtliche Vergleiche sowie vergleich-
bare Titel der vorgenannten Länder binden den Versicherer 
nur, soweit der Anspruch auch ohne einen dieser Titel bestan-
den hätte, 

2.2 der schädigende Dritte zahlungs- oder leistungsunfähig ist. 
Dies ist der Fall, wenn der Versicherungsnehmer oder eine 
mitversicherte Person nachweist, dass 

– eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befriedigung 
geführt hat, 

– eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, da 
der schadenersatzpflichtige Dritte in den letzten drei 
Jahren die eidesstattliche Versicherung über seine 
Vermögensverhältnisse abgegeben hat  

oder 

– ein gegen den schadenersatzpflichtigen Dritten durch-
geführtes Insolvenzverfahren nicht zur vollen Befriedi-
gung geführt hat oder ein solches Verfahren mangels 
Masse abgelehnt wurde, 

und 

2.3 an den Versicherer die Ansprüche gegen den schadener-
satzpflichtigen Dritten in Höhe der Versicherungsleistung ab-
getreten werden und die vollstreckbare Ausfertigung des Ur-
teils oder Vergleichs ausgehändigt wird. Der Versicherungs-
nehmer hat an der Umschreibung des Titels auf den Versiche-
rer mitzuwirken 

 

3. Umfang der Forderungsausfalldeckung 

3.1 Versicherungsschutz besteht bis zur Höhe der titulierten 
Forderung. 

3.2 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen 
begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungs-
schutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen er-
streckt. 

3.3 Für Schäden bis zur Höhe von 10.000 EUR besteht kein 
Versicherungsschutz. Bei Schäden über der Mindestschaden-
höhe wird die Ersatzleistung um den Betrag von 10.000 EUR 
gekürzt. 

 

3.4 Dem schadenersatzpflichtigen Dritten stehen keine Rechte 
aus diesem Vertrag zu. 

 

4. Räumlicher Geltungsbereich 

Versicherungsschutz besteht für Schadenersatzansprüche auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts anlässlich von Schadenereignissen, die in einem Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union, der Schweiz, Norwegens, 
Island oder Liechtenstein eintreten. 

 

5. Ergänzende Ausschlüsse 

5.1 Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden an 

– Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen, Kraftfahrzeugan-
hängern 

– Immobilien 

– Tieren 

– Sachen, die ganz oder teilweise dem Bereich eines 
Betriebes, Gewerbes, Berufes, Dienstes oder Amtes 
des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten 
Person zuzurechnen sind 

und alle sich daraus ergebenen Vermögensschäden. 

5.2 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

– Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechts-
verfolgung; 

– Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder ver-
traglichen Forderungsübergangs; 

– Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass berech-
tigte Einwendungen oder begründete Rechtsmittel 
nicht oder nicht rechtzeitig vorgebracht oder eingelegt 
wurden; 

– Ansprüche aus Schäden, zu deren Ersatz 

– ein anderer Versicherer Leistungen zu erbringen hat 
(z.B. der Schadensversicherer des Versicherungsneh-
mers) oder 

– ein Sozialversicherungsträger oder Sozialleistungsträ-
ger Leistungen zu erbringen hat, auch nicht, soweit es 
sich um Rückgriffs-, Beteiligungsansprüche oder ähnli-
che von Dritten handelt. 

 

23. Spezial-Schadenersatzrechtsschutz  

(1) Die asspario hat für die Versicherten der Privaten Haft-
pflichtversicherung einen Rahmenvertrag über eine Spezial‐
Schadenersatzrechtsschutz‐Versicherung mit der Itzehoer Ver-
sicherung/Brandgilde abgeschlossen. Diesem Rahmenvertrag 
liegen die untenstehenden Bedingungen zugrunde. Der Bei-
trag für die Spezial‐Schadenersatzrechtsschutz‐Versicherung 
ist in der Prämie für die Private Haftpflichtversicherung enthal-
ten. Im Falle der Beendigung der Privaten Haftpflichtversiche-
rung endet auch der Versicherungsschutz der Spezial-Scha-
denersatzrechtsschutz-Versicherung.  

a) Versicherungsnehmer:  

asspario Versicherungsdienst GmbH 

b) Versicherte Personen:  

Versichert sind der jeweilige Versicherungsnehmer und 
die versicherten Personen einer über die asspario beste-
henden Privaten Haftpflichtversicherung.  

c) Versicherer:  

Itzehoer Versicherung/Brandgilde von 1691 Versiche-
rungsverein a.G.  

Itzehoer Platz, 25521 Itzehoe, Tel.: +49 4821 773‐0  

(2) Hinweis auf die zugrunde liegenden Bedingungen:  

a) Ist die gerichtliche Durchsetzung eines Schadenersatz-
anspruches im Rahmen dieser Ausfalldeckung nicht 
durch eine anderweitig bestehende Rechtsschutzversi-
cherung gedeckt, hält der Versicherer eine gerichtliche 
Durchsetzung nach Prüfung der eingereichten Schaden-
unterlagen für erforderlich, leitet der Versicherer die Un-
terlagen für eine Deckungsprüfung im Schadenersatz‐
Rechtsschutz unmittelbar an die Itzehoer Versiche-
rung/Brandgilde weiter. Itzehoer Versicherung / Brand-
gilde leistet Schadenersatzrechtsschutz gemäß den 
nachfolgenden Bedingungen (subsidiäre Deckung), so-
fern der Streitwert 0 EUR übersteigt. Anspruch auf 
Rechtsschutz besteht von dem ersten Ereignis an, durch 
das der Schaden verursacht wurde, soweit dieses Ereig-
nis nach Vertragsbeginn und vor Vertragsbeendigung 
eintritt. 

b) Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum, 
ist dessen Beginn maßgeblich. Sind für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen mehrere Rechtsschutzfälle 
ursächlich, ist der erste entscheidend, wobei jedoch je-
der Rechtsschutzfall außer Betracht bleibt, der länger als 
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ein Jahr vor Beginn des Versicherungsschutzes für den 
betroffenen Gegenstand der Versicherung eingetreten ist 
oder, soweit sich der Rechtsschutzfall über einen Zeit-
raum erstreckt, beendet ist. Es besteht kein Versiche-
rungsschutz, wenn der Anspruch auf Rechtsschutz erst-
mals später als zwei Jahre nach Beendigung des Versi-
cherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der 
Versicherung geltend gemacht wird.  

(3) Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten  

Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen  

a) im Zusammenhang mit Erwerb, Veräußerung, Planung, 
Errichtung eines Gebäudes oder Gebäudeteils oder im 
Zusammenhang mit Bergbauschäden;  

b) mehrerer Versicherungsnehmer oder mitversicherter 
Personen desselben Versicherungsvertrages unterei-
nander, nichtehelicher und ehelicher Lebenspartner ge-
geneinander im ursächlichen Zusammenhang mit der 
Lebensgemeinschaft, auch nach deren Beendigung;  

c) in Enteignungs‐, Planfeststellungs‐, Flurbereinigungs‐ 
sowie im Baugesetzbuch geregelten Angelegenheiten;  

d) vor Verfassungsgerichten, supranationalen oder interna-
tionalen Gerichten.  

(4) Leistungsumfang  

Der Versicherer trägt die zur Rechtsverfolgung erforderlichen 
Kosten  

a) eines für den Versicherten tätigen Rechtsanwaltes 
bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines am 
Ort des zuständigen Gerichtes ansässigen Rechts-
anwaltes;  

b) des Gerichts einschließlich der Entschädigung für 
Zeugen und Sachverständige, die vom Gericht her-
angezogen werden sowie die Kosten des Gerichts-
vollziehers;  

c) der Reisen des Versicherten zu einem ausländi-
schen Gericht, wenn sein Erscheinen als Partei an-
geordnet ist, in Höhe von maximal 2.600 EUR pro 
Versicherungsfall;  

d) die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner 
rechtlichen Interessen entstandenen sind, soweit der 
Versicherte zu deren Erstattung verpflichtet ist;  

e) eines Zwangsvollstreckungsschrittes.  

f) die Entschädigung ist in jedem Rechtsschutzfall auf 
150.000 EUR begrenzt. Zahlungen für den Versi-
cherten und mitversicherte Personen aufgrund des-
selben Rechtsschutzfalles werden hierbei zusam-
mengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen auf-
grund mehrerer Rechtsschutzfälle, die zeitlich und 
ursächlich zusammenhängen. Der Versicherer trägt 
nicht  

g) Kosten, die im Zusammenhang mit einer einver-
ständlichen Erledigung entstanden sind, soweit sie 
nicht dem Verhältnis des vom Versicherten ange-
strebten Ergebnisses zum erzielten Ergebnis ent-
sprechen, es sei denn, dass eine hiervon abwei-
chende Kostenverteilung gesetzlich vorgeschrieben 
ist;  

h) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaß-
nahmen, die später als ein Jahr nach Rechtskraft 
des Vollstreckungstitels eingeleitet werden;  

i) Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechts-
pflicht übernommen hat;  

j) Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren 
Zwangsvollstreckungsmaßnahme je Vollstreckungs-
titel entstehen;  

k) Kosten, zu deren Übernahme ein anderer Rechts-
schutzversicherer verpflichtet wäre, wenn der Spe-
zial‐ Schadenersatz‐Rechtsschutzvertrag nicht be-

stünde.  

Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die 
vereinbarte Versicherungssumme. Zahlungen für die versi-
cherte Person aufgrund desselben Rechtsschutzfalles werden 
hierbei zusammengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen auf-
grund mehrerer Rechtsschutzfälle, die zeitlich und ursächlich 
zusammenhängen.  

Bei Auslandsbezug sorgt der Versicherer für  

a) die Übersetzung der für die Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers 
notwendigen schriftlichen Unterlagen und trägt die 
dabei anfallenden Kosten;  

b) die Bestellung eines für die Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen des Versicherten erforderli-
chen Dolmetschers und trägt die für dessen Tätigkeit 
entstehenden Kosten.  

(5) Verhalten nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles  

Der Versicherte hat  

a) mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftrag-
ten Rechtsanwalt vollständig über die Sachlage zu 
unterrichten, ihm die Beweismittel anzugeben, die 
möglichen Auskünfte zu erteilen und die notwendi-
gen Unterlagen zu beschaffen;  

b) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt 
werden,  

aa) vor Erhebung von Klagen oder Einlegung von 
Rechtsmitteln die Zustimmung des Versiche-
rers einzuholen;  

bb) alles zu vermeiden, was die unnötige Erhö-
hung von Kosten oder die Erschwerung ihrer 
Erstattung verursachen könnte.  

c) Ansprüche des Versicherten gegen Dritte auf Erstat-
tung von Kosten, die der Versicherer getragen hat, 
gehen mit ihrer Erstattung auf den Versicherer über. 
Die für die Geltendmachung der Ansprüche notwen-
digen Unterlagen hat der Versicherte auszuhändigen 
und bei dessen Maßnahmen auf Verlangen mitzuwir-
ken.  

d) Verletzt der Versicherte diese Pflichten, kann der 
Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei 
werden, es sei denn, die Verletzung beruhte weder 
auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit. Bei vor-
sätzlicher oder grob fahrlässiger Verletzung bleibt 
der Versicherer insoweit verpflichtet, als die Verlet-
zung Einfluss weder auf die Feststellung des 
Rechtsschutzfalles noch auf die Feststellung oder 
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leis-
tungen gehabt hat.  

e) Der Versicherer bestätigt dem Versicherten den 
Umfang des für den Rechtsschutzfall bestehenden 
Versicherungsschutzes. Ergreift der Versicherte 
Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner rechtlichen 
Interessen, bevor der Versicherer den Umfang des 
Rechtsschutzes bestätigt, und entstehen durch sol-
che Maßnahmen Kosten, trägt der Versicherer nur 
die Kosten, die er bei einer Rechtsschutzbestätigung 
vor Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen hätte.  

(6) Stichentscheid  

a) Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab 

aa) weil der durch die Wahrnehmung der rechtlichen In-
teressen voraussichtlich entstehende Kostenauf-
wand unter Berücksichtigung der berechtigten Be-
lange der Versichertengemeinschaft in einem groben 
Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht oder  

bb) weil im Schadenersatz‐Rechtsschutz die Wahrneh-
mung der rechtlichen Interessen keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg hat,  

cc) ist dies der versicherten Person unverzüglich unter 
Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen.  

dd) Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemäß 
Ziffer a) verneint und stimmt die versicherte Person 
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der Auffassung des Versicherers nicht zu, kann er 
den für ihn tätigen oder von ihm noch zu beauftra-
genden Rechtsanwalt auf Kosten des Versicherers 
veranlassen, diesem gegenüber eine begründete 
Stellungnahme abzugeben, ob die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen in einem angemessenen Ver-
hältnis zum angestrebten Erfolg steht und hinrei-
chende Aussichten auf Erfolg verspricht. Die Ent-
scheidung ist für beide Teile bindend, es sei denn, 
dass sie offenbar von der wirklichen Sach‐ oder 
Rechtslage erheblich abweicht.  

ee) Der Versicherer kann der versicherten Person eine 
Frist von mindestens einem Monat setzen, binnen 
der der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt 
vollständig und wahrheitsgemäß über die Sachlage 
zu unterrichten und die Beweismittel anzugeben hat, 
damit dieser die Stellungnahme gemäß Ziffer dd) ab-
geben kann. Kommt die versicherte Person dieser 
Verpflichtung nicht innerhalb der vom Versicherer 
gesetzten Frist nach, entfällt der Versicherungs-
schutz. Der Versicherer ist verpflichtet, die versi-
cherte Person ausdrücklich auf die mit dem Fristab-
lauf verbundene Rechtsfolge hinzuweisen.  

(7) Ausschlussfrist  

Alle Ansprüche aus dieser Ausfalldeckung mit subsidiärem 
Schadenersatzrechtschutz verfallen, wenn sie nicht binnen 2 
Jahren ab dem Versicherungsfall beim Versicherer schriftlich 
angemeldet worden sind. Im Übrigen gelten die AHB sowie die 
besonderen Bedingungen zur Privathaftpflichtversicherung.  

 

24. Beschädigung geliehener und gemieteter be-
weglicher Sachen 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung 
von fremden beweglichen Sachen, die zu privaten Zwecken 
gemietet, geleast, gepachtet, geliehen wurden oder die Ge-
genstand eines besonderen Verwahrungsvertrages waren. 

Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall beträgt 
1.000 EUR.  

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden 

a) an Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen, 

b) durch Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspru-
chung, 

c) an Schmuck- und Wertsachen, auch Geld, 

sowie alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 

 

IV. Was ist nicht versichert / Ausschlüsse 

Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht 

1. a) aus der Ausübung eines Betriebes, Berufes, Diens-
tes, Amtes (auch öffentlichen Ehrenamtes), 

b) aus einer verantwortlichen Betätigung in Vereinigun-
gen aller Art, 

c) aus einer ungewöhnlichen und gefährlichen Hand-
lung sowie aus einer jagdlichen Betätigung,  

soweit nicht in A. III. 8. oder 9. etwas anderes verein-
bart ist. 

2. als Haus- und Grundbesitzer oder -eigentümer sowie 
als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten, so-
weit nicht in A. III. 1. oder 2. etwas anderes vereinbart 
ist. 

3. als Inhaber von Tankanlagen für Heizöl sowie sonsti-
ger Anlagen zur Lagerung von gewässerschädlichen 

Stoffen und aus der Verwendung dieser gelagerten 
Stoffe (siehe hierzu Abschnitt E). 

4. als Halter oder Hüter von Tieren, gleichgültig aufgrund 
welcher Rechtsnorm ein Anspruch geltend gemacht 
wird, soweit nicht in A. III. 11. etwas anderes verein-
bart ist. 

5. als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Führer eines 
Kraft-, Luft-, Wasserfahrzeugs oder Kraftfahrzeugsan-
hängers wegen Schäden, die durch den Gebrauch des 
Fahrzeugs oder Anhängers verursacht werden, soweit 
nicht in A. III. 12. etwas anderes vereinbart ist. 

6. aus dem Eigentum, Besitz oder Gebrauch von Waffen, 
Munition und Geschossen soweit nicht in A III. 13. et-
was anderes vereinbart ist. 

 

V. Besondere Vertragsformen (sofern vereinbart) 

1. Familien- und Partnerversicherung mit Kindern 
(eheähnliche Gemeinschaft) 

Abweichend von A II. 1. a) gilt: 

Mitversichert ist der mit dem VN in häuslicher Gemeinschaft le-
bende Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 
sowie dessen Kinder. Für die Kinder des Partners gelten die 
Regelungen nach A II. 1. b) analog. 

Nicht mitversichert ist ein Ehepartner oder eingetragener Le-
benspartner nach A II 1. a). 

Voraussetzungen und Besondere Vereinbarungen: 

• Der mitversicherte Partner ist durch Antrag benannt 

• Ausgeschlossen sind alle wechselseitigen Ansprüche 
der Partner und deren mitversicherten Kinder und El-
ternteile untereinander. 

Mitversichert sind jedoch etwaige übergangsfähige Re-
gressansprüche von Sozialversicherungsträgern, Sozialhil-
feträgern, privaten Krankenversicherungsträgern, öffentli-
chen und privaten Arbeitgebern wegen Personenschäden. 

• Die Mitversicherung für den Partner und dessen Kin-
der, die nicht auch Kinder des VN sind, endet mit der 
Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft zwischen 
dem VN und dem Partner. 

• Im Falle des Todes des VN gilt für den überlebenden 
Partner und dessen Kinder die Fortsetzungsklausel A 
II. 3. sinngemäß. 

 

2. Singleversicherung 

Folgende Vereinbarungen aus A II. entfallen: 

• Ziffer II. 1 a) – Mitversicherung des Ehepartners oder 
eingetragenen Lebenspartners 

• Ziffer II. 1 b) – Mitversicherung der Kinder 

 

3. Selbstbeteiligung 

Bei der Vereinbarung einer Selbstbeteiligung je Schaden gilt: 

Die Selbstbeteiligung 

a) richtet sich nach der im Antrag festgelegten Höhe der 
Selbstbeteiligung je Schaden, 

b) wird bei jedem Schaden nur einmal abgezogen, 

c) gilt nicht für Kosten für die Abwehr von unberechtigten 
Ansprüchen nach Abschnitt A X. 

 
.

 

VI. Versicherungsschutz, Versicherungsfall 

1. Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versi-
cherungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit der 

Versicherung eingetretenen Schadenereignisses (Versiche-
rungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich daraus erge-
benden Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund  

g e s e t z l i c h e r  
H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n  
p r i v a t r e c h t l i c h e n I n h a l t s  
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von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen 
wird.  

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädi-
gung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt 
der Schadenverursachung, die zum Schadenereignis geführt 
hat, kommt es nicht an.  

1.1 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch 
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt,  

(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadens-
ersatz statt der Leistung;  

(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die 
Nacherfüllung durchführen zu können;  

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit der 
Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;  

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Ver-
trauen auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;  

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzö-
gerung der Leistung;  

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender 
Ersatzleistungen.  

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, soweit 
sie aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung oder Zusage 
über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers hin-ausgehen. 

 

VII. Leistungen der Versicherung und Vollmacht des 
Versicherers  

1. Der Versicherungsschutz umfasst  

− die Prüfung der Haftpflichtfrage,  

− die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprü-
che und 

− die Freistellung des Versicherungsnehmers von be-
rechtigten Schadensersatzverpflichtungen.  

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn 
der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen 
Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleichs zur Entschädigung 
verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. An-
erkenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer 
ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder geschlos-
sen worden sind, bin-den den Versicherer nur, soweit der An-
spruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden 
hätte.  

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsneh-
mers mit bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei 
Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen. 

2. Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung 
des Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche 
zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versi-
cherungsnehmers abzugeben.  

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit 
über Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungsneh-
mer, ist der Versicherer bevollmächtigt, den Prozess zu führen. 
Der Versicherer führt dann den Rechtsstreit auf seine Kosten 
im Namen des Versicherungsnehmers.  

3. Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereig-
nisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden 
Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung ei-
nes Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem Versi-
cherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die 
gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders ver-
einbarten höheren Kosten des Verteidigers.  

4. Erlangt der Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte 
Person das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu 
zahlenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer bevoll-
mächtigt, dieses Recht auszuüben. 

 

VIII. Allgemeine Ausschlüsse 

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind vom Versiche-
rungsschutz ausgeschlossen: 

(1) Vorsätzlich herbeigeführte Schäden 

Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Personen, 
die den Schaden vorsätzlich her-beigeführt haben. 

(2) Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit von Er-
zeugnissen, Arbeiten und sonstigen Leistungen  

Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Personen, 
die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie in 
Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit  

− Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder  

− Arbeiten oder sonstige Leistungen  

erbracht haben. 

(3) Ansprüche der Versicherten untereinander  

Ausgeschlossen sind Ansprüche  

- des Versicherungsnehmers selbst oder der in A1-7.4 benann-
ten Personen gegen die mitversicherten Personen,  

- zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versi-
cherungsvertrags,  

- zwischen mehreren mitversicherten Personen desselben Ver-
sicherungsvertrags.  

Diese Ausschlüsse erstrecken sich auch auf Ansprüche von 
Angehörigen der vorgenannten Personen, die mit diesen in 
häuslicher Gemeinschaft leben. 

(4) Schadenfälle von Angehörigen des Versicherungsnehmers 
und von wirtschaftlich verbundenen Personen  

Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Versicherungs-
nehmer  

(4.1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Versiche-
rungsvertrag mitversicherten Personen gehören;  

Als Angehörige gelten  

- Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes oder vergleichbare Partnerschaften nach dem 
Recht anderer Staaten,  

- Eltern und Kinder,  

- Adoptiveltern und -kinder,  

- Schwiegereltern und -kinder,  

- Stiefeltern und -kinder,  

- Großeltern und Enkel,  

- Geschwister sowie  

- Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein familien-
ähnliches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern 
und Kinder miteinander verbunden sind).  

(4.2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn 
der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt 
geschäftsfähige oder betreute Person ist;  

(4.3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person des privaten oder öffentli-
chen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger Verein ist;  

(4.4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesell-
schaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Han-
delsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts ist;  

(4.5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist;  

(4.6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwal-
tern.  

Die Ausschlüsse unter (4.2) bis (4.6) gelten auch für Ansprü-
che von Angehörigen der dort genannten Personen, die mit 
diesen in häuslicher Gemeinschaft leben. 
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(5) Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbei-
ten und sonstigen Leistungen  

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an vom Ver-
sicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Ar-
beiten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstel-
lung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, 
wenn die Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil 
der Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur 
Beschädigung oder Vernichtung der Sache oder Leistung 
führt.  

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte 
im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers die 
Herstellung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder 
sonstigen Leistungen übernommen haben 

(6) Asbest  

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die auf As-
best, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzu-
führen sind. 

(7) Gentechnik  

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die zurück-
zuführen sind auf  

- gentechnische Arbeiten,  

- gentechnisch veränderte Organismen (GVO),  

- Erzeugnisse, die  

- Bestandteile aus GVO enthalten,  

- aus GVO oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 

(8) Übertragung von Krankheiten  

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen  

- Personenschäden, die aus der Übertragung einer Krankheit 
des Versicherungsnehmers resultieren,  

- Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versicherungs-
nehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten 
Tiere entstanden sind.  

In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der Versi-
cherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig gehandelt hat. 

(9) Senkungen, Erdrutschungen, Überschwemmungen  

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, welche entste-
hen durch  

- Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen,  

- Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer. 

(10) Strahlen 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die in unmit-
telbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit energiereichen 
ionisierenden Strahlen stehen (z.B. Strahlen von radioaktiven 
Stoffen oder Röntgenstrahlen). 

(11) Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger  

Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Eigentümer, Be-
sitzer, Halter oder Führer eines Kraft-fahrzeugs oder Kraftfahr-
zeug-Anhängers wegen Schäden, die durch den Gebrauch 
des Fahrzeuges verursacht werden. 

(12) Ungewöhnliche und gefährliche Beschäftigung  

Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Personen 
wegen Schäden durch eine ungewöhnliche und gefährliche 
Beschäftigung. 

 

  

 

 

C  Berufs-Haftpflichtversicherung für Lehrer – BBR (sofern vereinbart)

I. Versichert ist – im Umfang der allgemeinen Versicherungs-
bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der 
nachstehenden besonderen Bedingungen und Risikobeschrei-
bungen (BBR) – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers (VN) aus der im Antrag näher beschriebenen Tätig-
keit als Lehrer. 

II. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus 

a) der Erteilung von Experimentalunterricht (auch mit radioakti-
ven Stoffen); 

b) Leitung und/oder Beaufsichtigung von Schüler- oder Klas-
senreisen sowie Schulausflügen und damit verbundenen 
Aufenthalten in Herbergen und Heimen, auch bei vorüberge-
hendem Auslandsaufenthalt bis zu einem Jahr, gemäß fol-
gender Besonderen Bedingung: 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 – die gesetz-
liche Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Schadener-
eignissen. 

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. 

Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Euro-
päischen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in 
dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Wäh-
rungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

c) der Erteilung von Nachhilfestunden; 

d) der Tätigkeit als Kantor und/oder Organist; 

e) der Tätigkeit als Schulleiter; 

f) Sportmassage (nicht Heilmassage) bei Sportlehrern; 

g) der Verwendung von Ballwurfmaschinen. 

III. Vermögensschäden: 

(1) Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne von Abschnitt 

A III Ziffer 15 wegen Versicherungsfällen, die während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind. 

(2) Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 

1. durch vom VN (oder in seinem Auftrag oder für seine 
Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sa-
chen, erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen; 

2. aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, 
prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

3. aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an 
wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

4. aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

5. aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveran-
staltung; 

6. aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, 
Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, 
aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung 
sowie aus Untreue und Unterschlagung; 

7. aus Rationalisierung und Automatisierung; 

8. aus Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Ur-
heberrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbs-
rechts; 

9. aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und 
Kostenvoranschlägen; 

10. aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehe-
malige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Ge-
schäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer ver-
gleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe im 
Zusammenhang stehen; 

11. aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder be-
hördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedin-
gungen des Auftraggebers oder aus sonstiger bewusster 
Pflichtverletzung; 
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12. aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. 
von Geld, Wertpapieren und Wertsachen. In teilweiser 
Abweichung gilt durch C V. Schlüsselverlust mitversi-
chert; 

13. aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. Geräu-
sche, Gerüche, Erschütterungen). 

IV. Nicht versichert ist die Haftpflicht 

1. aus Forschungs- oder Gutachtertätigkeit; 

2. des Eigentümers, Besitzers, Halters oder Führers eines 
Kraft-, Luft-, Wasserfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers 
wegen Schäden, die durch den Gebrauch des Fahrzeugs ver-
ursacht werden. 

Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die ver-
ursacht werden durch den Gebrauch von 

a) Luftfahrzeugen (z. B. Flugmodellen, unbemannten Bal-
lonen und Drachen), die nicht der Versicherungspflicht 
unterliegen. 

b) Wassersportfahrzeugen (auch Windsurfbretter), ausge-
nommen eigene Segelboote und eigene oder fremde 
Wassersportfahrzeuge mit Motoren (auch Hilfs- oder Au-
ßenbordmotoren) oder Treibsätzen. 

c) ferngelenkten Land- und Wasser-Modellfahrzeugen. 

V. Außerdem gilt Folgendes: 

(1) Mitversichert ist das Schlüsselverlustrisiko im Umfang der 
nachfolgenden Bestimmungen: 

a) Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers aus dem Abhandenkommen von Tür-
schlüsseln, die er im Rahmen seiner dienstlichen Tätig-
keit erhält. 

b) Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten für die 
notwendige Auswechslung von Schlössern sowie vo-
rübergehende Sicherungsmaßnahmen (Notschloss) und 

– falls erforderlich – einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, 
gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust 
des Schlüssels festgelegt wurde. 

c) Ausgeschlossen bleiben 

• die Haftung aus dem Verlust von Wertbehältnis-, 
Wertraum- und Möbelschlüsseln sowie sonstigen 
Schlüsseln zu beweglichen Sachen; 

• die Folgeschäden, die sich aus einem Schlüssel-
verlust ergeben (z. B. Diebstahl). 

Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall beträgt 
50.000 EUR. 

(2) Ausgeschlossen sind insbesondere 

a) Schäden am Eigentum der Schule oder Dienststelle 
oder an von Dritten für den Schulbetrieb zur Verfügung 
gestellten Sachen – mit Ausnahme des Schlüsselverlust-
risikos vorgenannter Ziffer (1) 

b) Personenschäden, bei denen es sich um Dienst- oder 
Arbeitsunfälle im Betrieb der Schule oder Dienststelle 
gemäß den beamtenrechtlichen Bestimmungen oder 
dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 

Eingeschlossen ist jedoch die Haftpflicht wegen Personen-
schäden aus Arbeitsunfällen von Kindern, Schülern, Ler-
nenden und Studierenden. 

VI. Selbstbeteiligung 

Bei der Vereinbarung einer Selbstbeteiligung je Schaden gilt: 

Die Selbstbeteiligung 

a) richtet sich nach der im Antrag festgelegten Höhe der 
Selbstbeteiligung je Schaden, 

b) wird bei jedem Schaden nur einmal abgezogen, 

c) gilt nicht für Kosten für die Abwehr von unberechtigten  

 

D  Berufs-Haftpflichtversicherung für Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst – BBR 
(sofern vereinbart) 

(außer Lehrer, diese siehe Abschnitt C) 
Versichert ist – im Umfang der allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der nach-
stehenden besonderen Bedingungen und Risikobeschreibun-
gen (BBR) – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers (VN) aus der im Antrag näher beschriebenen Tätigkeit 
als Beamter oder Angestellter im öffentlichen Dienst. 

I. Der Versicherungs-Schutz umfasst: 

1. Die Befriedigung begründeter Ansprüche aus Schäden, 
für die der Versicherte aufgrund gesetzlicher Haftpflicht-
bestimmungen öffentlich-rechtlichen Inhalts einzustehen 
hat, insbesondere etwaiger Rückgriffsansprüche des 
Dienstherrn, auch aus dem dienstlichen Gebrauch von 
Hieb-, Stoß- und Schusswaffen; 

2. die Abwehr unbegründeter Ansprüche; 

3. die Kosten einer von der Gesellschaft verlangten oder 
von ihr genehmigten Strafverteidigung. 

4. das Schlüsselverlustrisiko im Umfang der nachfolgen-
den Bestimmungen: 

(1) Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers aus dem Abhandenkommen 
von Türschlüsseln, die er im Rahmen seiner dienstli-
chen Tätigkeit erhält. 

(2) Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten für 
die notwendige Auswechslung von Schlössern sowie 
vorübergehende Sicherungsmaßnahmen (Not-
schloss) und – falls erforderlich – einen Objektschutz 
bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an 
welchem der Verlust des Schlüssels festgestellt 
wurde. 

(3) Ausgeschlossen bleiben 

a) die Haftung aus dem Verlust von Wertbehältnis-
, Wertraum- und Möbelschlüsseln sowie sonsti-
gen Schlüsseln zu beweglichen Sachen; 

b) die Folgeschäden, die sich aus einem Schlüs-
selverlust ergeben (z. B. Diebstahl). 

Die Höchstersatzleistung je Versicherungsfall be-
trägt 50.000 EUR. 

II. Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind insbeson-
dere Haftpflichtansprüche 

1. wegen Schäden am Eigentum der Dienststelle oder an von 
Dritten der Dienststelle oder dem Versicherungsnehmer anver-
trauten Sachen oder wegen Schäden an fremden Sachen an-
lässlich seiner Tätigkeit, mit Ausnahme des Schlüsselverlustri-
sikos gem. vorgenannter Ziffer I 4; 

2. aus dem Halten von Hunden oder Pferden (die Versiche-
rung erfordert eine besondere Vereinbarung); 

3. aus der Verwendung von Kraft-, Luft-, Wasser- und Schie-
nenfahrzeugen sowie Kraftfahrzeuganhängern; 

4. aus handwerklicher Berufstätigkeit, z. B. auf dem Gebiet des 
Kraftfahrzeug- oder Nachrichtenwesens oder der Waffenver-
waltung; 

5. aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle 
im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialge-
setzbuch VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle 
gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung 
oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle 
zugefügt werden. 

6. aus Vermögensschäden  

Die im Versicherungsschein oder Nachtrag ausgewiesene De-
ckungssumme für Vermögensschäden gilt nicht für diesen Ab-
schnitt D. 
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III. Selbstbeteiligung 

Bei der Vereinbarung einer Selbstbeteiligung je Schaden gilt: 

Die Selbstbeteiligung 

a) richtet sich nach der im Antrag festgelegten Höhe der 
Selbstbeteiligung je Schaden, 

b) wird bei jedem Schaden nur einmal abgezogen, 

c) gilt nicht für Kosten für die Abwehr von unberechtigten 
Ansprüchen nach Abschnitt A Ziffer X. 

 

 

E  Gemeinsames zu A bis D

I. Besondere Bedingungen für die Versicherung der 
Haftpflicht aus Gewässerschäden (Restrisiko) – au-
ßer Anlagenrisiko – 

1. Gegenstand der Versicherung 

Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögens-
schäden wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers für unmittelbare oder 
mittelbare Folgen von Veränderungen der physikalischen, che-
mischen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewässers, 
einschließlich des Grundwassers (Gewässerschäden), 

mit Ausnahme der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur La-
gerung von gewässerschädlichen Stoffen und aus Verwen-
dung dieser gelagerten Stoffe. (Versicherungsschutz hierfür 
wird ausschließlich durch besonderen Vertrag gewährt) 

2. Rettungskosten 

Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer 
im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens für geboten halten durfte (Rettungskosten) sowie 
außergerichtliche Gutachterkosten werden vom Versicherer in-
soweit übernommen, als sie zusammen mit der Entschädi-
gungsleistung die Versicherungssumme für Sachschäden nicht 
übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der 
Regelung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung (AHB). 

Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und 
außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu erset-
zen, als sie zusammen mit der Entschädigung die Versiche-
rungssumme für Sachschäden übersteigen. Eine Billigung des 
Versicherers von Maßnahmen des Versicherungsnehmers 
oder Dritter zur Abwendung oder Minderung des Schadens gilt 
nicht als Weisung des Versicherers. 

3. Ausschlüsse 

3.1 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Per-
sonen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die 
den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewäs-
serschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versi-
cherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder 
Verfügungen herbeigeführt haben. 

3.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die mittelbar oder unmittelbar auf Kriegsereignissen, an-
deren feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in einem Bundes-
land) oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von 
hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt für Schäden durch hö-
here Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt 
haben. 

4. Kleingebinde 

Mitversichert ist – abweichend von Ziffer 1. – die gesetzliche 
Haftpflicht als Inhaber von Behältnissen (auch Anlagen) zur 
Lagerung gewässerschädlicher Stoffe und aus der Verwen-
dung dieser gelagerten Stoffe mit einem einzelnen Fassungs-
vermögen bis zu 100 l/kg und einer Gesamtmenge bis 1.000 
l/kg. 

 

II. Besondere Bedingungen für öffentlich-rechtliche 
Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung von Um-
weltschäden gemäß Umweltschadensgesetz 
(USchadG) 

1. Mitversichert sind öffentlich-rechtliche Pflichten oder An-
sprüche zur Sanierung von Umweltschäden gemäß Umwelt-
schadensgesetz (USchadG), soweit während der Wirksamkeit 
des Versicherungsvertrages 

• die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, un-
fallartig und bestimmungswidrig in die Umwelt gelangt 
sind oder 

• die sonstige Schadenverursachung plötzlich, unfallar-
tig und bestimmungswidrig erfolgt ist. 

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursa-
chung besteht Versicherungsschutz für Umweltschäden 
durch Lagerung, Verwendung oder anderen Umgang von 
oder mit Erzeugnissen Dritter ausschließlich dann, wenn 
der Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Produkti-
ons- oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zurückzu-
führen ist. Jedoch besteht kein Versicherungsschutz, 
wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens der 
Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik nicht hätte erkannt werden können (Entwick-
lungsrisiko). 

Umweltschaden ist eine Schädigung 

• von geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen, 

• der Gewässer einschließlich Grundwasser, 

• des Bodens. 

Mitversichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Um-
weltschäden an eigenen, gemieteten, geleasten, gepach-
teten oder geliehenen Grundstücken, soweit diese Grund-
stücke vom Versicherungsschutz dieses Vertrages erfasst 
sind. 

2. Nicht versichert sind 

(1) Pflichten oder Ansprüche soweit sich diese gegen die Per-
sonen (Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter) richten, 
die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie bewusst 
von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsneh-
mer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, 
die den Umweltschutz dienen, abweichen. 

(2) Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden 

a) die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf ge-
nommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen 

b) für die der Versicherungsnehmer aus einem anderen 
Versicherungsvertrag (z. B. Gewässerschaden-Haft-
pflichtversicherung) Versicherungsschutz hat oder hätte 
erlangen können. 

3. Ausland 

Versichert sind –im Umfang dieses Versicherungsvertrages im 
Geltungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) eingetretene Versicherungsfälle. 

Versicherungsschutz besteht insoweit auch für Pflichten oder 
Ansprüche gemäß nationalen Umsetzungsgesetzen anderer 
EU-Mitgliedsstaaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche 
den Umfang der oben genannten EU-Richtlinie nicht über-
schreiten. 

 

III. Vollmachten der asspario 

Die Firma asspario führt die gesamte Vertragsverwaltung im 
Auftrag des Versicherers durch und ist berechtigt gegenüber 
den Versicherungsnehmern und den betreuenden Vermittlern 
die Annahme oder Ablehnung eines Antrages zu begründen.  
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asspario ist bevollmächtigt, vertraglich obliegende Anzeigen, 
Willenserklärungen, Schadenanzeigen und Prämien in Emp-
fang zu nehmen, sowie ausstehende Prämien einzufordern 
und den dazu gehörigen Schriftverkehr zu führen und Willens-
erklärungen jeglicher Art (z.B. Rücktritt, Kündigung, Anfech-
tung) abzugeben. Prämien gelten als beim Versicherer einge-
gangen, wenn sie bei asspario eingegangen sind.  

Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die 
Änderung aber der asspario nicht mitgeteilt, so genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes 
an die letzte der asspario bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt 
drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. 
Dies gilt auch entsprechend für den Fall einer Änderung des 
Namens des Versicherungsnehmers.  

 

 

 

IV Wechsel des Versicherers  

Die asspario ist berechtigt, jederzeit, ohne Zustimmung des 
Versicherungsnehmers zur nächsten Hauptfälligkeit des Versi-
cherungsvertrages, den Versicherer zu wechseln. Dies ist je-
doch nur möglich, bei gleichbleibendem Versicherungsschutz 
und bei gleichbleibender Prämie / gleichbleibendem Prämien-
satz.  

Der Wechsel des Versicherers ist dem Versicherungsnehmer 
spätestens innerhalb von 4 Wochen nach erfolgtem Wechsel, 
mitzuteilen. Der Wechsel des Versicherers eröffnet dem Versi-
cherungsnehmer ein außerordentliches Kündigungsrecht. 

 

V Bedingungsanpassung  

1. Einzelne Bedingungen können mit Wirkung für bestehende 
Versicherungsverträge geändert, ergänzt oder ersetzt werden,  

– wenn eine Rechtsvorschrift eingeführt oder geändert 
wird, die diese Bedingungen betrifft oder auf der diese 
beruhen,  

– bei einer diese Bedingungen unmittelbar betreffenden 
neuen oder geänderten höchstrichterlichen Rechtspre-
chung,  

– wenn ein Gericht einzelne Bedingungen rechtskräftig 
für unwirksam erklärt oder  

– wenn die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht diese Bedingungen durch Verwaltungsakt als mit 
geltendem Recht nicht vereinbar beanstandet und der 
Versicherer zur Abänderung auffordert und dadurch 
eine durch gesetzliche Bestimmungen nicht zu schlie-
ßende Vertragslücke entstanden ist und das Verhältnis 
Prämienleistung und Versicherungsschutz in nicht un-
bedeutendem Maße gestört wird. 

Dies gilt nur für Bedingungen, die folgende Bereiche betreffen:  

– Umfang des Versicherungsschutzes,  

– Deckungsausschlüsse und   

– Pflichten des Versicherungsnehmers und der Versi-
cherten.  

2. Die geänderten Bedingungen dürfen den Versicherungsneh-
mer als einzelne Regelung und im Zusammen-wirken mit an-
deren Bedingungen des Vertrages nicht schlechter stellen als 
die ursprüngliche Regelung.  

3. Die geänderten, ergänzten oder ersetzten Bedingungen 
sind den Versicherungsnehmern schriftlich bekannt zu geben 
und Inhalt und Grund der Änderung zu erläutern. Sie gelten als 
genehmigt, wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb 
von zwei Monaten nach Bekanntgabe in Textform widerspricht. 
Hierauf wird er bei der Bekanntgabe ausdrücklich hingewie-
sen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung 
des Widerspruchs. Bei fristgemäßem Widerspruch treten die 
Änderungen nicht in Kraft. 

 

VI Schadenfreiheitsmodell (falls besonders verein-
bart) 

Haben Sie einen Vertrag mit einem generellen Selbstbehalt 
angeschlossen? Dann gilt für Sie folgende Regelung:  

Einstufung in Schadenfreiheitsklassen 1‐3. Bei einem scha-
denfreien Versicherungsjahr erfolgt zum Ende des laufenden 
Versicherungsjahres die Einstufung in die nächste höhere 
Stufe. Nach einem Versicherungsfall erfolgt die sofortige Rück-
stufung in SF 0. 

SF 0 SB 150 EUR 

SF 1 SB 150 EUR 

SF 2 SB 50% der vereinbarten Selbstbeteiligung.  

SF 3 SB     0 EUR 

Bei Neugeschäft mit Vorversicherung ohne Vorschäden in den 
letzten 5 Jahren erfolgt die Einstufung direkt in SF 2.   

Bei Neugeschäft ohne Vorversicherung bzw. mit Vorschäden 
in den letzten 5 Jahren erfolgt die Einstufung in SF 1. 

Die Schadenabteilung wird im Schadenfall darüber in Kenntnis 
gesetzt, ob die SB abgezogen werden kann oder nicht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) 

(A 100 – Stand 01/16) 

Abschnitt B1 - Beginn des Versicherungsschutzes, Bei-
tragszahlung 

B1 1 Beginn des Versicherungsschutzes 

B1 2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode 

B1 3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspä-
teter Zahlung oder Nichtzahlung 

B1 4 Folgebeitrag 

B1 5 Lastschriftverfahren 

B1 6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

B1 7 Beitragsangleichung 

Abschnitt B2 - Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung 

B2 1 Dauer und Ende des Vertrags 

B2 2 Kündigung nach Versicherungsfall 

B2 3 Veräußerung und deren Rechtsfolgen 

 

Abschnitt B3 - Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere 
Obliegenheiten 

B3 1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder sei-
nes Vertreters bis zum Vertragsschluss 

B3 2 Gefahrerhöhung (gilt nur für die Sachversicherung) 

B3 3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

Abschnitt B4 - Weitere Regelungen 

B4 1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 

B4 2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung 

B4 3 Vollmacht des Versicherungsvertreters 

B4 4 Verjährung 
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B4 5 Örtlich zuständiges Gericht 

B4 6 Anzuwendendes Recht 

B4 7 Embargobestimmung 

 

Abschnitt B1 

Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszah-
lung 

B1 1 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der Re-
gelungen über die Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzah-
lung des Erst- o- der Einmalbeitrags. 

 

B1 2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode 

B1 2.1 Beitragszahlung 

Je nach Vereinbarung werden die Beiträge im Voraus gezahlt, 
entweder durch laufende Zahlungen monatlich, vierteljährlich, 
halbjährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag. 

B1 2.2 Versicherungsperiode 

Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt auch, 
wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als ein Jahr ist. Ist 
die vereinbarte Vertragsdauer kürzer als ein Jahr, so entspricht 
die Versicherungsperiode der Vertragsdauer. 

 

B1 3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Fol-
gen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 

B1 3.1 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags 

Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach dem 
Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein ange-
gebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies gilt unabhän-
gig von dem Bestehen eines Widerrufrechts. 

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor 
Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag unverzüg-
lich nach Vertragsschluss zu zahlen. 

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem 
in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versi-
cherungsschutz erst, nachdem die Zahlung veranlasst ist. 

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versiche-
rungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der 
erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Monat nach Zu-
gang des Versicherungsscheins zu zahlen. 

B1 3.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug 

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig nach B1 
3.1 gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, 
solange der Versicherungsnehmer die Zahlung nicht veran-
lasst hat. 

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsneh-
mer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

B1 3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers 

Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig nach B1 3.1 zahlt, so ist der Versiche-
rer für einen vor Zahlung des Beitrags eingetretenen Versiche-
rungsfall nicht zur Leistung verpflichtet. Voraussetzung ist, 
dass er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung 
in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch einen 
auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechts-
folge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat. 

Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versicherungsneh-
mer die Nichtzahlung zu vertreten hat. 

 

B1 4 Folgebeitrag 

B1 4.1 Fälligkeit 

Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten Zah-
lungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres- oder 
Jahresbeginn oder zu einem anderen vereinbarten Zeitpunkt 
fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit veran-
lasst wird. 

B1 4.2 Verzug und Schadensersatz 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi-
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt nur, wenn 
er die verspätete Zahlung zu vertreten hat. 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebei-
trags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm 
durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

B1 4.3 Mahnung 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zur Zahlung auffordern 
und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mahnung). Die Zahlungs-
frist muss von mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zah-
lungsaufforderung betragen. 

Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag 
die rückständigen Beträge des Beitrags sowie der Zinsen und 
Kosten im Einzelnen beziffert und auf die Rechtsfolgen (Leis-
tungsfreiheit und Kündigungsrecht) hinweist. 

B1 4.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung 

Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist 
ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei 
Eintritt des Versicherungsfalls mit der Zahlung des Beitrags 
oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

B1 4.5 Kündigung nach Mahnung 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschulde-
ten Beträge in Verzug, kann der Versicherer nach Ablauf der in 
der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen. 

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist ver-
bunden werden. Mit Fristablauf wird die Kündigung wirksam, 
wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der 
Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei 
der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. 

B1 4.6 Zahlung des Beitrags nach Kündigung 

Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb 
eines Monats nach der Kündigung veranlasst wird. Wenn die 
Kündigung mit der Zahlungsfrist verbunden worden ist, wird sie 
unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats nach 
Fristablauf veranlasst wird. 

Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B1 4.4 bleibt bis 
zur Zahlung bestehen. 

 

B1 5 Lastschriftverfahren 

B1 5.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 

Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren ver-
einbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt 
der Fälligkeit des Beitrags für eine ausreichende Deckung des 
Kontos zu sorgen. 

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 
die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich 
nach einer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abge-
gebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 

B1 5.2 Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug 

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder 
mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, 
nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer berech-
tigt, das SEPA- Lastschriftmandat in Textform (z. B. E-Mail, 
Telefax oder Brief) zu kündigen. 
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Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, 
dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den ausstehen-
den Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu übermitteln. 

Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für fehl-
geschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versicherungs-
nehmer in Rechnung gestellt werden. 

 

B1 6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

B1 6.1 Allgemeiner Grundsatz 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem Versiche-
rer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum ent-
spricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat. 

B1 6.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, 
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse 

B1 6.2.1 Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragser-
klärung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versicherer nur den 
auf die Zeit nach Zugang der Widerrufserklärung entfallenden 
Teil der Beiträge zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Ver-
sicherer in der Widerrufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die 
Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hin-
gewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass 
der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 

Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich den für das erste Versicherungsjahr ge-
zahlten Beitrag zu erstatten. Dies gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in An-
spruch genommen hat. 

B1 6.2.2 Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorver-
traglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag zurück, so 
steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der Rücktrittserklärung 
zu. 

Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des Versiche-
rers beendet, weil der einmalige oder der erste Beitrag nicht 
rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine 
angemessene Geschäftsgebühr zu. 

B1 6.2.3 Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des 
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht 
dem Versicherer der Beitrag bis zum Zugang der Anfechtungs-
erklärung zu. 

B1 6.2.4 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht dem Versi-
cherer der Beitrag zu, den er hätte beanspruchen können, 
wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt 
worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Inte-
resses Kenntnis erlangt hat. 

B1 6.2.5 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des 
Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Be-
ginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn das Interesse 
bei einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder 
für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht ent-
steht. Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Ge-
schäftsgebühr verlangen. 

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse 
in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem 
Versicherer steht in diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt. 

 

 

 

 

B1 7 Beitragsangleichung 

1. Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsanglei-
chung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatz-
summe berechnet werden, findet keine Beitragsangleichung 
statt. Mindestbeiträge unterliegen unabhängig von der Art der 
Beitragsberechnung der Beitragsangleichung. 

2. Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung 
für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Prozent-
satz sich im vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der 
Schadenzahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen Haft-
pflichtversicherung zugelassenen Versicherer gegenüber dem 
vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert hat.  
Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst niedri-
gere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlun-
gen gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen Scha-
denfall veranlassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund 
und Höhe der Versicherungsleistungen.  
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist 
die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen 
geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu ange-
meldeten Schadenfälle.  
3. Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im 
Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahres-beitrag 
um den sich aus GB § 3 (2) AVB ergebenden Prozentsatz zu 
verändern (Beitragsangleichung). Der veränderte Folgejahres-
beitrag wird dem Versicherungsnehmer mit der nächsten Bei-
tragsrechnung bekannt gegeben.  
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versi-
cherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen ge-
ringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der Treuhän-
der jeweils für diese Jahre nach GB § 3.2 AVB ermittelt hat, so 
darf der Versicherer den Folgejahresbeitrag nur um den Pro-
zentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner Scha-
denzahlungen nach seinen unternehmenseigenen Zahlen im 
letzten Kalenderjahr er-höht hat; diese Erhöhung darf diejenige 
nicht überschreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz 
ergeben würde.  
4. Liegt die Veränderung nach GB § 3 (2) AVB oder GB § 3 (3) 
AVB unter 5 Prozent entfällt eine Beitragsangleichung. Diese 
Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren zu berück-
sichtigen.  
5. Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung 
gemäß GB § 3 (3) AVB, ohne dass sich der Umfang des Versi-
cherungsschutzes ändert, kann der Versicherungs-nehmer 
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, 
frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Bei-
tragserhöhung wirksam werden sollte.  
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mit-tei-
lung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung 
muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor 
dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen.  

Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet kein Kündi-
gungsrecht.  

 

Abschnitt B2 Dauer und Ende des Vertrags/Kündi-
gung 

B2 1 Dauer und Ende des Vertrags 

B2 1.1 Vertragsdauer 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen 
Zeitraum abgeschlossen. 

B2 1.2 Stillschweigende Verlängerung 

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 
sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er verlängert sich nicht, 
wenn einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit eine Kündigung zu-
gegangen ist. 

Sie können den Vertrag jederzeit mit Wirkung ab Zugang Ihrer 
Erklärung bei uns oder zu einem von Ihnen gewünschten spä-
teren Zeitpunkt kündigen. 

B2 1.3 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es einer Kündi-
gung bedarf. 

B2 1.4 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 
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Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten Jah-
res oder jedes darauffolgenden Jahres kündigen; die Kündi-
gung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem 
Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen sein. 

B2 1.5 Wegfall des versicherten Interesses 

Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der Versiche-
rung vollständig und dauerhaft weg, endet der Vertrag bezüg-
lich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versiche-
rer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt. 

B2 1.6 Kündigung nach Beitragsangleichung 

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung ge-
mäß B1 7, ohne dass sich der Umfang des Versicherungs-
schutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versi-
cherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens je-
doch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Beitragserhöhung 
wirksam werden sollte. Der Versicherer hat den Versiche-
rungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzu-
weisen. Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spä-
testens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragser-
höhung zugehen. Eine Erhöhung der Versicherungssteuer be-
gründet kein Kündigungsrecht. 

 

B2 2 Kündigung nach Versicherungsfall 

B2 2.1 Kündigungsrecht 

B2 2.1.1 Für die Sachversicherung gilt: 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der Ver-
tragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündi-
gung ist in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu erklä-
ren. Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit 
dem Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung 
zulässig. 

B2 2.1.2 Für die Haftpflichtversicherung gilt: 

Der Versicherungsvertrag kann gekündigt werden, wenn 

– vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung oder 
eine Zahlung von Sanierungskosten von Umweltschä-
den geleistet wurde, 

– der Versicherer den Anspruch des Versicherungsneh-
mers auf Freistellung zu Unrecht abgelehnt hat, oder 

– dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen ver-
sicherten Anspruch gerichtlich zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform (z. B. E-
Mail, Telefax oder Brief) spätestens einen Monat nach der 
Zahlung, der Ablehnung oder der Zustellung der Klage zuge-
gangen sein. 

B2 2.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer 

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung mit 
ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungs-
nehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem 
späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode, wirksam wird. 

B2 2.3 Kündigung durch Versicherer 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ih-
rem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

 

B2 3 Veräußerung und deren Rechtsfolgen 

B2 3.1 Übergang der Versicherung 

B2 3.1.1 Für die Sachversicherung gilt: 

Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräu-
ßert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs (bei Im-
mobilien: Datum der Umschreibung im Grundbuch) an dessen 
Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines Eigen-
tums aus dem Versicherungsvertrag sich ergebenden Rechte 
und Pflichten des Versicherungsnehmers ein. 

Die Versicherung geht auch über, wenn die versicherte Sache 
im Wege der Zwangsversteigerung erworben wird oder ein 
Dritter auf Grund eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrags oder 

eines ähnlichen Verhältnisses die Berechtigung erwirbt, versi-
cherte Bodenerzeugnisse zu beziehen. 

Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen 
sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt. 

B2 3.1.2 Für die Haftpflichtversicherung gilt: 

Wird ein Unternehmen veräußert, tritt der Erwerber an Stelle 
des Versicherungsnehmers in die während der Dauer seines 
Eigentums sich aus dem Versicherungsvertrag ergebenden 
Rechte und Pflichten ein. 

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nieß-
brauchs, eines Pachtvertrags oder eines ähnlichen Verhältnis-
ses von einem Dritten übernommen wird. 

B2 3.2 Kündigung 

Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber gegenüber den 
Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu kündi-
gen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb 
eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers von der Veräu-
ßerung ausgeübt wird. 

Der Erwerber ist berechtigt, den Versicherungsvertrag mit so-
fortiger Wirkung oder bis zum Schluss der laufenden Versiche-
rungsperiode in Textform zu kündigen. Das Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach dem Er-
werb, bei fehlender Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der 
Versicherung innerhalb eines Monats ab Erlangung der Kennt-
nis, ausgeübt wird. 

B2 3.3 Beitrag 

Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Beitrag als 
Gesamtschuldner, wenn der Übergang auf den Erwerber wäh-
rend einer laufenden Versicherungsperiode erfolgt. 

Wenn der Versicherungsvertrag gekündigt wird, haftet der Ver-
äußerer allein für die Zahlung des Beitrags. 

B2 3.4 Anzeigepflichten 

Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Er-
werber unverzüglich in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) anzuzeigen. 

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später 
als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die An-
zeige dem Versicherer hätte zugehen müssen. Der Versiche-
rer muss hierzu nachweisen, dass er den mit dem Veräußerer 
bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen 
hätte. 

Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn ihm die 
Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem ihm die 
Anzeige hätte zugehen müssen. Der Versicherer bleibt eben-
falls zur Leistung verpflichtet, wenn zur Zeit des Eintrittes des 
Versicherungsfalls die Frist für seine Kündigung abgelaufen 
war und er nicht gekündigt hat. 

 

Abschnitt B3 Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, an-
dere Obliegenheiten 

B3 1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 

B3 1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über ge-
fahrerhebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertrags-
erklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrum-
stände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform 
(z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt hat und die für den 
Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Diese Anzeigepflicht gilt 
auch dann, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
nach seiner Vertragserklärung, aber vor der Vertragsannahme 
Fragen im Sinn von Satz 1 in Textform stellt. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsneh-
mers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Absatz 1 
und B3 1.2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters 
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als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungsneh-
mers zu berücksichtigen. 

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeige-
pflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, 
nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versiche-
rungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

B3 1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

B3 1.2.1 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 
B3 1.1 Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktre-
ten. Im Fall des Rücktritts besteht auch für die Vergangenheit 
kein Versicherungsschutz. 

Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er die unrichtigen oder un-
vollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger 
Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu glei-
chen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zu-
rück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig 
oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 
der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

B3 1.2.2 Kündigung 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 
B3 1.1 Absatz 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Ver-
sicherer den Vertrag kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu glei-
chen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte. 

B3 1.2.3 Vertragsänderung 

Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B3 
1.1 Absatz 1 nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versiche-
rer bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den 
Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so wer-
den die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers 
rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungs-
nehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen 
Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode Ver-
tragsbestandteil. 

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr 
als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsi-
cherung für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung hat der Versicherer 
den Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzu-
weisen. 

B3 1.3 Frist und Form für die Ausübung der Rechte des Versi-
cherers 

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsän-
derung muss der Versicherer innerhalb eines Monats schrift-
lich geltend machen. Dabei hat er die Umstände anzugeben, 
auf die er seine Erklärung stützt. Zur Begründung kann er 
nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach 
deren Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der 
Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von 
ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen. 

B3 1.4 Hinweispflicht des Versicherers 

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsän-
derung stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-

Mail, Telefax oder Brief) auf die Folgen der Verletzung der An-
zeigepflicht hingewiesen hat. 

B3 1.5 Ausschluss von Rechten des Versicherers 

Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rücktritt, zur 
Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn er 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit 
der Anzeige kannte. 

B3 1.6 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt bestehen. 

B3 1.7 Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündigung und 
zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren 
nach Vertragsschluss. Diese Rechte erlöschen nicht für Versi-
cherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die 
Frist beträgt zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder 
sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig ver-
letzt hat. 

 

B3 2 Gefahrerhöhung (gilt nur für die Sachversiche-
rung) 

B32.1 Begriff der Gefahrerhöhung 

B3 2.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsäch-
lich vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der 
Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des 
Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des 
Versicherers wahrscheinlicher wird. 

B3 2.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht 
nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand än-
dert, nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt 
hat. 

B3 2.1.3 Eine Gefahrerhöhung nach B3 2.1.1 liegt nicht vor, 
wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach 
den Umständen als mitversichert gelten soll. 

B3 2.2 Pflichten des Versicherungsnehmers 

B3 2.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versi-
cherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versiche-
rers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme 
durch einen Dritten gestatten. 

B3 2.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass 
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefah-
rerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese 
dem Versicherer unverzüglich anzeigen. 

B3 2.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss 
der Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich an-
zeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 

B3 2.3 Kündigung oder Vertragsänderung durch den Versiche-
rer 

B3 2.3.1 Kündigungsrecht 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach B3 
2.2.1, kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, 
wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätz-
lich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsneh-
mer zu beweisen. 

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der 
Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kün-
digen. 

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach 
B3 2.2.2 und B3 2.2.3 bekannt, kann er den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

B3 2.3.2 Vertragsänderung 

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt 
der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen ent-
sprechenden erhöhten Beitrag verlangen oder die Absicherung 
der erhöhten Gefahr ausschließen. 



  

 

asspario Haftpflichtversicherung  34 
Stand: 10.2020  T20.1 Haftpflicht 

Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um 
mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absiche-
rung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsneh-
mer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. 
In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

B3 2.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsan-
passung nach B3 2.3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb ei-
nes Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhö-
hung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wiederherge-
stellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

B3 2.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

B3 2.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn 
der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach B3 2.2.1 vor-
sätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese 
Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen. 

B3 2.5.2 Nach einer Gefahrerhöhung nach B3 2.2.2 und B3 
2.2.3 ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später 
als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die An-
zeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, leis-
tungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine 
Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt B3 2.5.1 Satz 2 und 3 
entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt be-
stehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu 
dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt 
war. 

B3 2.5.3 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 

(1) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt 
des Versicherungsfalls oder den Umfang der Leis-
tungspflicht war oder 

(2) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalls 
die Frist für die Kündigung des Versicherers abge-
laufen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder 

(3) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechend erhöhten Beitrag 
verlangt. 

 

B3 3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

B3 3.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls 

B3 3.1.1 Für die Sachversicherung gilt: 

Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungs-
nehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls zu erfüllen hat, sind: 

(1) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen so-
wie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften; 

(2) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbar-
ten Obliegenheiten. 

B3 3.1.2 Für die Haftpflichtversicherung gilt: 

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungs-
nehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemesse-
ner Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung 
unter Abwägung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. 
Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne wei-
teres als besonders gefahrdrohend. 

B3 3.1.3 Rechtsfolgen 

Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahr-
lässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungs-
falls gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der 
Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er von der Ver-
letzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. 

Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat. 

B3 3.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungs-
falls 

Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versi-
cherungsfalls folgende Obliegenheiten zu erfüllen: 

B3 3.2.1 Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versiche-
rungsnehmer Weisungen des Versicherers, soweit für ihn zu-
mutbar, zu befolgen sowie Weisungen – ggf. auch mündlich 
oder telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände dies gestat-
ten. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte 
Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versiche-
rungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln. 

B3 3.2.2 Für die Sachversicherung gilt zusätzlich zu B3 3.2.1: 

Der Versicherungsnehmer hat 

(1) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er 
von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. 
auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen; 

(2) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Ei-
gentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 

(3) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Ver-
zeichnis der abhanden gekommenen Sachen einzu-
reichen; 

(4) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis 
die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen 
durch den Versicherer freigegeben worden sind. Sind 
Veränderungen unumgänglich, sind das Schadenbild 
nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) 
und die beschädigten Sachen bis zu einer Besichti-
gung durch den Versicherer aufzubewahren; 

(5) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede 
Auskunft – auf Verlangen in Textform– zu erteilen, die 
zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des Um-
fanges der Leistungspflicht des Versicherers erforder-
lich ist sowie jede Untersuchung über Ursache und 
Höhe des Schadens und über den Umfang der Ent-
schädigungspflicht zu gestatten; 

(6) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, 
deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet wer-
den kann. 

(7) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Ver-
sicherers einem anderen als dem Versicherungsneh-
mer zu, so hat dieser die Obliegenheiten nach B3 3.2.1 
und B3 3.2.2 ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies 
nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen 
möglich ist. 

B3 3.2.3 Für die Haftpflichtversicherung gilt zusätzlich zu B3 
3.2.1: 

(1) Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer innerhalb 
einer Woche anzuzeigen, auch wenn noch keine 
Schadensersatzansprüche erhoben worden sind. Das 
Gleiche gilt, wenn gegen den Versicherungsnehmer 
Haftpflichtansprüche geltend gemacht werden. 

(2) Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsge-
mäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der 
Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. 
Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für 
die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen 
mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke 
übersandt werden. 

(3) Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsan-
waltschaftliches, behördliches oder gerichtliches Ver-
fahren eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder 
ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies unver-
züglich anzuzeigen. 

(4) Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 
Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz muss der 
Versicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder 
die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer 
Weisung des Versicherers bedarf es nicht. 



  

 

asspario Haftpflichtversicherung  35 
Stand: 10.2020  T20.1 Haftpflicht 

(5) Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflicht-
anspruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Füh-
rung des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. 
Der Versicherer beauftragt im Namen des Versiche-
rungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versiche-
rungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht so-
wie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die an-
geforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

B3 3.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 

B3 3.3.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach B3-3.1 oder B3-3.2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verlet-
zung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 

B3 3.3.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt 
des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann vollständig 
oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 
oder Brief) auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

B3 3.3.3 Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit 
nicht grob fahrlässig verletzt hat. Dies gilt auch, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Oblie-
genheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der 
dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglis-
tig verletzt hat. 

 

Abschnitt B4 Weitere Regelungen 

B4 1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 

B4 1.1 Für die Sachversicherung gilt: 

B4 1.1.1 Anzeigepflicht 

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 
Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere 
Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind 
der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzuge-
ben. Falls keine Versicherungssumme vereinbart ist, ist statt-
dessen der Versicherungsumfang anzugeben. 

B4 1.1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nach B4-
1.1.1 vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer unter 
den in B3-3 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung 
berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Leis-
tungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des 
Versicherungsfalls Kenntnis von der anderen Versicherung er-
langt hat. 

B4 1.1.3 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversiche-
rung 

B4 1.1.3.1 Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Versicherungs-
summen zusammen den Versicherungswert oder übersteigt 
aus anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die 
von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versiche-
rung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehr-
fachversicherung vor. 

B4 1.1.3.2 Die Versicherer sind in der Weise als Gesamt-
schuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen 
hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der 
Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als 
den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn die Verträge bei demselben Versiche-
rer bestehen. 

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus an-
deren Versicherungsverträgen Entschädigung für denselben 
Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegen-
den Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus allen 

Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbe-
trag der Versicherungssummen, aus denen die Beiträge er-
rechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben 
worden wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen 
ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen Ver-
trägen insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, 
als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen in die-
sem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 

B4 1.1.3.3 Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in 
dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 

Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 

B4 1.1.4 Beseitigung der Mehrfachversicherung 

B4 1.1.4.1 Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch 
den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis 
von dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, 
kann er verlangen, dass der später geschlossene Vertrag auf-
gehoben oder die Versicherungssumme unter verhältnismäßi-
ger Minderung des Beitrags auf den Teilbetrag herabgesetzt 
wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. 

Die Aufhebung des Vertrags oder die Herabsetzung der Versi-
cherungssumme und Anpassung des Beitrags werden zu dem 
Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer zu-
geht. 

B4 1.1.4.2 Die Regelungen nach B4 1.1.4.1 sind auch anzu-
wenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden 
ist, dass nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge 
der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die 
mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einver-
nehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der Versi-
cherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der 
Versicherungssummen und der Beiträge verlangen. 

B4 1.2 Für die Haftpflichtversicherung gilt: 

B4 1.2.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko 
in mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 

B4 1.2.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekom-
men ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, 
kann er die Aufhebung des später geschlossenen Vertrags 
verlangen. 

B4 1.2.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versi-
cherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend 
macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis 
erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu 
dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Versicherer 
zugeht. 

 

B4 2 Erklärung und Anzeigen, Anschriftenänderung 

B4 2.1 Form, zuständige Stelle 

Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzei-
gen, die den Versicherungsvertrag betreffen und die unmittel-
bar gegenüber dem Versicherer erfolgen, sind in Textform (z. 
B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzugeben. Dies gilt nicht, so-
weit gesetzlich Schriftform oder in diesem Vertrag etwas ande-
res bestimmt ist. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des 
Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in des-
sen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle1 gerichtet 
werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zugang von 
Erklärungen und Anzeigen bleiben bestehen. 

B4 2.2 Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensänderung 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-
rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben 
ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefs an die letzte 
dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei 
Tage nach der Absendung des Briefs als zugegangen. Dies 
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gilt entsprechend für den Fall einer dem Versicherer nicht an-
gezeigten Namensänderung des Versicherungsnehmers. 

B4 2.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nieder-
lassung 

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der An-
schrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, findet bei einer 
Verlegung der gewerblichen Niederlassung B4 2.2 entspre-
chend Anwendung. 

 

1 oder entsprechende unternehmensindividuelle Bezeichnung 

B4 3 Vollmacht des Versicherungsvertreters 

B4 3.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versi-
cherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegenzuneh-
men betreffend 

(1) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungs-
vertrags; 

(2) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich 
dessen Beendigung; 

(3) Anzeige- und Informationspflichten vor Ab-
schluss des Vertrags und während des 
Versicherungsverhältnisses. 

B4 3.2 Erklärungen des Versicherers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versi-
cherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nach-
träge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln. 

B4 3.3 Zahlungen an den Versicherungsvertreter 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen 
anzunehmen, die der Versicherungsnehmer im Zusammen-
hang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versiche-
rungsvertrags an ihn leistet. Eine Beschränkung dieser Voll-
macht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten 
lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der Zah-
lung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 

 

B4 4 Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, 
in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den 
Anspruch begründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässige Unkenntnis 
steht der Kenntnis gleich. 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versi-
cherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der 
Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform (z. 
B. E-Mail, Telefax oder Brief) mitgeteilten Entscheidung des 
Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit. 

Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

 

B4 5 Örtlich zuständiges Gericht 

B4 5.1 Klagen gegen den Versicherer 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem 

Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag 
zuständigen Niederlassung. 

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, 
den Sitz seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. 

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertrags-
schluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen 

Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Gerichte des Staa-
tes zuständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat. 

B4 5.2 Klagen gegen Versicherungsnehmer 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohn-
sitz des Versicherungsnehmers; fehlt ein solcher, nach seinem 
gewöhnlichen Aufenthalt. 

Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtli-
che Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versiche-
rers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. 

 

B4 6 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

 

B4 7 Embargobestimmung 

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen 
– Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf 
die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Han-
dels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen 
Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. 

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktio-
nen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von 
Amerika im Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit dem 
nicht europäische oder deutsche Rechtsvorschriften entgegen-
stehen. 
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Information zu Ihrem asspario Garantie-Paket 

GDV-Musterbedingungen und Mindeststandards des Arbeitskreises Beratungsprozesse 

Unsere unten aufgeführten Kundeninformationen und Versicherungsbedingungen entsprechen in Bezug auf den dargestellten Versiche-
rungsschutz und die Leistungsinhalte mindestens den vom Gesamtverband der Versicherungswirtschaft e. V. (GDV – www.gdv.de) 
empfohlenen Bedingungen zum aufgeführten Stand: 

 

 

Produkt    Kundeninformationen/    Musterbedingungen GDV 

     Versicherungsbedingungen 

Privathaftpflicht   Allgemeine Versicherungs -    Allgemeine Versicherungs - 

• asspario Privathaftpflicht  bedingungen für die Haftpflichtversicherung  bedingungen für die Haftpflicht- 

fair select, best select,  (AHB – Stand 04/16),    versicherung AHB), Stand April 

top select & fly select  Besondere Bedingungen und    2016 und Muster-Bedingungs- 

Risikobeschreibungen (BBR) zur   struktur IX: Privathaftpflicht, 

Privat-Haftpflichtversicherung    Stand April 2016 

(Stand 01/19), 

Zusatzbedingungen zur asspario 

Privathaftpflicht fair select, best select, top select 

und fly select 

 

Tierhalterhaftpflicht   Allgemeine Versicherungs -    Allgemeine Versicherungs - 

bedingungen für die Haftpflichtversicherung  bedingungen für die Haftpflicht- 

(AHB – Stand 04/16),    versicherung (AHB), Stand April 

Besondere Bedingungen und    2016 und Muster-Bedingungs- 

Risikobeschreibungen (BBR) zur   struktur III: Tiere, Stand April 

Tierhalter-Haftpflichtversicherung   2016 

(Stand 01/19) 

 

Gewässerschadenhaftpflicht  Allgemeine Versicherungs -    Allgemeine Versicherungs - 

bedingungen für die Haftpflichtversicherung  bedingungen für die Haftpflicht- 

(AHB – Stand 04/16),    versicherung (AHB), Stand April 

Zusatzbedingungen für die Versicherung der  2016 und Muster-Bedingungs- 

Haftpflicht aus Gewässerschäden – Anlagenrisiko  struktur XV: Zusatzbedingungen 

– (Stand 01/19)     für die Versicherung der Haft- 

      pflicht aus Gewässerschäden – 

Anlagenrisiko –, Stand Februar 
2005 

 

Auch erfüllen unsere Kundeninformationen und Versicherungsbedingungen die vom „Arbeitskreis Beratungsprozesse“ (www.beratungs-
prozesse.de) mit Stand vom 17.02.2010 empfohlenen Entschädigungsgrenzen, Deckungssummen sowie zu versichernde Schadener-
satzansprüche. 

Weichen die dem Vertrag zugrunde liegenden Kundeninformationen und Versicherungsbedingungen in Bezug auf den dargestellten 
Versicherungsschutz und die Leistungsinhalte zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses zum Nachteil des Versicherungsnehmers von den 
oben genannten Musterbedingungen des GDV oder den empfohlenen Entschädigungsgrenzen, Deckungssummen sowie zu versi-
chernde Schadenersatzansprüche des „Arbeitskreises Beratungsprozesse“ ab, wird sich der Versicherer nicht darauf berufen und bei 
der Regulierung die für den Versicherungsnehmer günstigeren Bedingungen anwenden. Werden nach Abschluss des Versicherungs-
vertrages neue Musterbedingungen, Klauseln oder Änderungsempfehlungen vom GDV bzw. neue Risikoanalysen des „Arbeitskreises 
Beratungsprozesse“ herausgegeben, so erstreckt sich unsere Garantie nicht automatisch auch auf diese Neuerrungen. Zu deren Einbe-
ziehung ist eine Änderung bzw. Aktualisierung des Vertrages erforderlich. 

 

Innovationsklausel 

Werden unsere oben genannten Kundeninformationen und Versicherungsbedingungen ausschließlich zum Vorteil der Versicherungs-
nehmer und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten diese Vorteile ab dem Zeitpunkt der Änderung auch für alle Bestandsverträge, denen 
diese Kundeninformationen und Versicherungsbedingungen zu Grunde liegen. 

 


